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TEIL A BEBAUUNGSPLAN

1.0 Aufgabe und Anlaß

Für den Bereich dieses Bebauungsplanes gilt derzeit noch der Bebau-
ungsplan "Bannzäune Lochweg" vom 15.05.1970, der am 13.01.1971
rechtsverbindlich wurde. Dieser Plan beschränkt sich im wesent-
lichen auf die Festsetzung von Art und Maß der Nutzung, kann u.a.
aufgrund des größeren Maßstabs jedoch den heutigen Anforderungen
nicht mehr genügen. Der Bebauungsplan "Kirchgasse" son daher die
Aussagen des bestehenden Planes für diesen Bereich konkretisieren.

Insbesondere soll er aus nachstehenden Gründen aufgestellt werden:

- Durch den Bebauungsplan soll eine Neuordnung und Erweiterung der
Bebauung am bisherigen nordwestlichen Ortsrand zwischen Unter-
gasse und Treburer Straße ermöglicht werden. Anlaß dazu waren
auch Bauanfragen zu den unbebauten Grundstlicksteilen. Dieser Be-
reich soll nun einer städtebaulich geordneten Entwicklung zuge-
führt werden.

- Durch den Bebauungsplan sollen zum anderen die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen geschaffen werden für die Neuordnung der
Verkehrsflächen an der Treburer Straße. Insbesondere sollen zur
Verkehrssicherheit der Fußgänger breitere Gehwege geschaffen wer-
den.

- Der Bebauungsplan soll auch der Deckung eines dringenden Wohn-
bedarfs der Bevölkerung dienen und kann somit im verkürzten Ver-
fahren laut WoBauErlG. vom 17. Mai 1990 aufgestellt werden.

2.0

2.1

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich hat folgende räumliche Begrenzungen:
(im Uhrzeigersinn)

- Im Norden die südliche Grenze der Parzelle 417/1
- Im Osten die östliche Grenze der Wegeparzelle 537/4

(Treburer Straße),
- Im Süden die nördliche Grenze der Parzelle 7/1, die nordwestliche

Grenze der Wegeparzellen 554 und 555 (Kirchgasse)
- Im Westen die östliche Grenze der Wegeparzelle 556 (Untergasse).

2.2 Lage und Parzellen

Der Geltungsbereich liegt in Flur l der Gemarkung Geinsheim und um-
faßt folgende Parzellen:

22, 25/3, 25/4, 25/5, 27/2, 28/2, 28/3, 28/4, 29, 30, 31/2, 33/2,
34, 36/1, 36/2, 417/2, 418/5, 420/1, 422, 423, 426, 427/2, 427/3,
537/4, 559
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3.0

3.1

Planungsrechtl i'che Situation

Allgemeine Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom
08.12.1986 (BGB1. I, S. 2253)

- Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGB1. I, S. 132)

- Planzeichenverordnung vom 30.07.1981 (BGB1. I, S. 833)

- Verordnung über die Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Rege-
lungen in den Bebauungsplan vom 28.01.1977 (GVB1. I, S. 102) in
Verbindung mit der Hess. Bauordnung (HBO) in der Fassung vom
12.07.1990 (GVB1. I, S. 395-407)

- Hessisches Naturschutzgesetz vom 19.09.1980 (GVB1. I,
S. 309, II S. 881-17), zuletzt geändert durch Gesetz vom
08.08.1986 (GVB1. S. 253)

- Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 12.03.1987

- Gemeinsamer Erlaß des Hess. Ministers für Landentwicklung, Um-
weit, Landwirtschaft und Forsten und des Hess. Ministers des In-
nern vom 12.10.1982 betr. Aufstellung von Landschaftsplänen nach
§ 4 HENatG.

- Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 23.09.1986
(BGB1. I S. 1530 ber. 1654)

- Hessisches Wassergesetz in der Fassung vom 12.05.1981
(GVB1. I S. 145) geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom
31.10.1986 (GVB1. I S. 181) und durch Art. 24 des Gesetzes vom
28.08.1986 (GVB1. I S. 253:

3.2 Regionaler Raumordnungsplan

In dem am 09.12.1986 festgestellten und mit Erlaß des Hessischen
Ministerpräsidenten vom 22.12.1988 bekannt gemachten Regionalen
Raumordnungsplan Südhessen ist die Fläche des Plangebietes als
"Siedlungsfläche Bestand" dargestellt.

3.3 Flächennutzungsplan

Die Fläche des Plangebietes ist im Flächennutzungsplan als Dorf-
gebiet (MD) und als Hauptverkehrsweg ausgewiesen.
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3.4 Landschaftsplan

Der Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan nach § 4 HENatG ist in
den Flächennutzungsplan integriert.

3.5 Bebauungsplan

Für den Planbereich besteht derzeit noch der Bebauungsplan "Bann-
zäune Lochweg", rechtsverbindlich seit 13.01.1971. Die Aussagen
dieses Planes sollen durch den neuen Bebauungsplan konkretisiert
werden. Für den Bereich des neuen Bebauungsplanes "Kirchgasse" tre-
ten die Festsetzungen des alten Bebauungsplanes außer Kraft.

4.0 Städtebauliche Situation und gegenwärtiger Bestand

Das Plangebiet liegt zentral im Ortsgebiet von Geinsheim, die
derzeitige städtebauliche Situation ist jedoch uneinheitlich und
verschiedenen Konflikten ausgesetzt. Diese sind vor allem die Bela-
stung durch die stark befahrene Treburer Straße und die zu enge
Durchfahrtsbreite, landwirtschaftliche Emissionen durch drei land-
wirtschaftliche Betriebe im Plangebiet und ein Betrieb mit Viehhal-
tung nördlich des Plangebietes.

4.1 Bebauung

Die Bebauungsstruktur im Plangebiet ist sehr uneinheitlich. In der
Untergasse sind an der westlichen Straßenseite ein- bis zwei'ge-
schossige Siedlerhäuser aus den 50-er Jahren prägend, an der östli-
chen Seite (also im Plangebiet) stammen nur Nr. 19 und 25 sowie
Kirchgasse 17 aus dieser Zeit. Nr. 23 ist ein Fertighaus neueren
Datums, daneben steht eine garagenähnliche Trafostation.

In der Kirchgasse sind noch drei ortstypische giebelständige Gebäu-
de mit Kr-üppelwalmdach vorhanden (Nr. 7,9 und 15), dazwischen steht
wiederum ein Fertighaus, dieses mit untypischem Dachüberstand und
straßenseitigem Balkon im Giebel. Im rückwärtigen Bereich der
Kirchgasse (wie auch auf der gegenüberliegenden Seite) befinden
sich verschiedene, Z.T. sehr schlecht unterhaltene Nebengebäude,
die traufständig im hinteren Grundstücksbereich stehen. Anwesen
Ki'rchgasse Nr.7 ist ein dominantes, zweigeschossiges Fachwerkhaus,
das die Ecksituation an der Kirchgasse deutlich aufwertet. Im rück-
wärtigen Bereich entstand in jüngerer Zeit das evangelische Gemein-
dehaus, das den großen Hof scheunenartig nach hinten abschließt.

In der unmittelbaren Nachbarschaft des großen prägenden Fachwerk-
hauses befindet sich an der Treburer Straße etwas zurückliegend ein
eingeschossiger, großflächiger Supermarkt mit Flachdach. Die dazu-
gehörigen Freiflächen vor dem Markt sind vonkommen versiegelt. Die
Häuser Treburer Straße 12-18 entstanden wohl Anfang des Jahrhun-
derts als lineare Erweiterung des Ortes entlang der Treburer
Straße. Die Häuser Nr. 12-16 stehen harmonisch traufständig an der
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Straße, das anschließende Nebengebäude des Anwesens Nr. 18 ist gi'e-
betständig und bildet mit den zweigeschossigen Hauptgebäuden eine
Einheit. Haus Nr. 18 wurde (vermutlich auch in jüngerer Zeit) um
einen Anbau nach Norden erweitert. Zu diesem Ensemble gehören auch
noch größere Nebengebäude im rückwärtigen Bereich sowie ein einge-
schossiger Lagerschuppen mit nur flachgeneigtem Giebeldach; die
ehemalige Ortseingangsituation an der Treburer Straße ist ungestal-
tet.

4.2 Nutzung

Gemäß der inhomogenen Bebauung ist auch die Nutzungsstruktur unei'n-
heitlich. Im östlichen Bereich stehen nur noch Wohngebäude; in der
Kirchgasse ist noch landwirtschaftliche Nutzung vorhanden, und an
der Treburer Straße mischt sich Wohnen mit Landwirtschaft und Ge-
werbe. Die im Innenbereich des Plan-Blocks gelegenen Freiflächen
werden nur noch Z.T. landwirtschaftlich genutzt, (s. Landschafts-
plan-Bestandskartierung)

4.3 Verkehr

Die Treburer Straße ist eine Landesstraße (L 3012 in Richtung Tre-
bur) mit hohem Verkehrsaufkommen (1985 Durchschnittliches tägliches
Verkehrsaufkommen: 5401 Kfz, davon 278 Schwerverkehrsfahrzeuge; ca.
500 Kfz pro Spitzenstunde). Vor allem im Bereich des Anwesens 12-
16 ist jedoch der Straßenquerschnitt - Fahrbahn einschließlich der
Fußgängerbereiche - mit 6,5 Metern den Sicherheitsanforderungen -
besonders für Fußgänger und Radfahrer - nicht mehr gewachsen. Die
Engpässe sind durch die Bebauung bestimmt.

5.0

5.1

Ziele und Zwecke der Planung / Beschreibung des städtebaulichen
Konzeptes

Bau- und Raumstruktur

Der Charakter des bereits bebauten Bereichs soll weitgehend erhal-
ten bleiben:

Die straßenseitige Bebauung an der Kirchgasse soll weiterhin durch
giebel ständige, die an der Trebur-er Straße durch traufständige Ge-
bäude geprägt werden.

Um die Raumbildung der bestehenden Hofreiten mit giebelständigem
Haupt- und zurückllegendem traufständigem Nebengebäude zu erhalten,
sollen die Scheunen im rückwärtigen Bereich der Treburer Straße und
der Kirchgasse mit neuen Funktionen bestehen bleiben, bzw. durch
gleichartige Bauvolumen ersetzt werden.
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Entlang des bisherigen Feldweges an der Nordsei'te soll die Bebauung
wie ein neuer Scheunenkranz eine deutliche Begrenzung des dichteren
Ortskerns zu den nördlich gelegenen, locker bebauten Bereichen dar-
stellen. Die Neubebauung soll die ortsübliche Bebauung mit anderen
Mitteln wiederholen.

Im Blockinnenbereich wurde aufgrund der beschränkten Fläche auf
hofreitenähnliche Bebauung verzichtet; vielmehr son in Form von
Doppel- und Reihenhäusern, die um einen "Wohnhof" gruppiert sind,
flächensparendes Bauen ermöglicht werden.

5.2 Nutzung

Um dem allgemeinen Wohnbedarf gerecht werden zu können, soll auch
in diesem ursprünglich landwirtschaftlich geprägten
Dorfinnenbereich verstärkt Wohnbebauung ermöglicht und in
Anbetracht zer-siedelter Außenbereiche die zentrale Ortslage von
Geinsheim ausgenutzt und gestärkt werden. Das Problem der Störung
des Wohnens durch Landwirtschaft soll vermieden werden, indem neue
Wirtschaftsstellen landwirtschaftlicher Betriebe m'cht mehr zuge-
lassen werden, sondern beschränkt werden auf die tatsächlich vor-
handenen (Nebenerwerbs-) Betriebe.

An der Treburer Straße besteht erhöhtes Verkehrsaufkommen. Daher
ist die Bebauung entlang dieser Straße für Dienstleistungs- und Ge-
werbenutzungen prädestiniert. Dort sollen Möglichkeiten für Hand-
werk, Gewerbe und Handel geschaffen werden.

5.3 Verkehr

Durch die vorliegende Planung soll im Bereich der Treburer Straße
die Verkehrssicherheit für Fußgänger und Radfahrer erhöht werden.
Dazu wird die Treburer Straße erweitert. Da die Fahrspur zugunsten
von Fußwegen nicht wesentlich reduziert werden kann, ist der Weg-
fall einiger Gebäude notwendig.

Die Gestaltung der Erschließungsstraßen im Blockinnenbereich son
die Gleichberechtigung aller Verkehrsteilnehmer ermöglichen. Die
geplante Stichstraße son alleenartig in den Blockinnenbereich fuh-
ren, die Endbereiche sind als "Wohnhöfe" geplant; hier soll sich
der KFZ- Verkehr der Aufenthalts- und Kommumkationsfunktion der
Straße unterordnen.

6.0

6.1

Begründung der Festsetzungen im B-Plan

Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet ist als Dorfgebiet (MD) festgesetzt, entsprechend
den Darstellungen des Flächennutzungsplanes für diesen Bereich so-
wie dem rechtswirksamen Bebauungsplan "Bannzäune Lochweg".
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Bei dem Plangebi'et handelt es sich zunächst um einen Teilbereich
des als Dorfgebiet ausgewiesenen Ortskerns. Der Bereich "Kirch-
gasse" liegt jedoch im übergangsbereich des Dorfgebietes" (MD) zu
einem "Allgemeinen Wohngebiet" (WA) und der gesamte Block ist von
seiner Struktur her im Umbruch. Deshalb sollen im Planbereich keine
weiteren landwirtschaftlichen Betriebe entstehen, die Entwicklungs-
möglichkeiten der vorhandenen Betriebe aber (vorrangig!) beachtet
werden.

Als Teilgebiet des gesamten Ortskerns, in welchem weiterhin Land-
wirtschaftsbetriebe uneingeschränkt möglich sind, ist diese Ein-
schränkung für das Tei'1-MD-Gebiet städtebaulich sinnvoll. Die
Eigenart eines Dorfgebietes wird durch die vorhandenen Landwirt-
schaftsbetriebe auch weiterbestehen, da sie Bestandsschutz genießen
und innerhalb eines "MD" besonderen Schutz genießen.

Das Plangebiet wurde gemäß § 1(4) BauNVO nach Art der Nutzung ge-
gliedert, um den unterschiedlichen Ansprüchen an die Nutzungsart in
verschiedenen Teilbereichen gerecht werden zu können:

6.1.1 Dorfgebiet MD/N1 mit Nutzungsei'nschränkungen

Diese Bereiche entsprechen am meisten dem Charakter eines Dorf-
gebi'etes, da sich hier die noch vorhandenen Landwirtschaftsbetriebe
befinden und auch bestehen bleiben können. Mit der Beschränkung
"als Nebenerwerbsstelle" sollen die bestehenden Betriebe besonders
geschützt, größere, einem Haupterwerbsbetrieb zugehörige Wirt-
schaftsstellen jedoch ausgeschlossen werden. Ebenso denkbar sind
hier aber auch die Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Saminlung
land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse und Handwerksbetriebe.

Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewir-tschaften sowie Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes und Anlagen für- Verwaltungen sowie
für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke sollen hier ausnahmsweise, Tankstellen und Gartenbaubetriebe
sollen jedoch nicht zulässig sein, da sie hier wegen ihrer Größe
oder ihres höheren Verkehrsaufkommens aufgrund ihrer Kundenfrequenz
für die Arbeits- und Lebensbedingungen sowie die städtebauliche
Situation in diesem Bereich weniger oder gar nicht verträglich
sind.

6.1.2 Dorfgebiet MD/N2 mit Nutzungseinschränkungen

Hier soll Nutzungsvi'elfalt und -mischung ermöglicht werden: Einzel-
handelsbetnebe sind hier ebenso denkbar wie Handwerks- und Gewer-
bebetnebe, Verwaltungen und Einrichtungen des Gemeinbedarfs. Mit
dem Supermarkt im Anwesen Nr. 8-10 existiert bereits ein Einzelhan-
delsbetrieb, und in unmittelbarer Nachbarschaft von diesem ist ein
Getränkemarkt geplant. Es ist durchaus denkbar, daß sich in diesem
Bereich - unweit des Ortskerns und im geographischen Mittelpunkt
von Geinsheim - weitere der als zulässig erklärten Betriebe ansi'e-
dein. Land- und forstwirtschaftliche Betriebe jedoch würden sich
nicht in die bestehende Struktur einfügen und wurden deshalb hier
ausgeschlossen.
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Vergnügungsstätten, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind in die-
sem Bereich aus städtebaulichen Gründen nicht vertretbar und werden
daher aus dem Katalog der Zulässigkeiten des § 5 (2) und (3) BauNVO
herausgenommen.

6.1.3 Dorfgebiet MD/N3 mit Nutzungseinschränkungen

Für diesen Bereich gelten andere Voraussetzungen als für MD/N1 und
N2. Der- Katalog der Nutzungen wird in diesem Bereich mit der Ziel-
Setzung eingeschränkt und gegliedert, daß die Wohnqualität des In-
nenbereiches nicht zusätzlich verschlechtert wird; landwirtschaft-
liche Emissionen werden von den vorhandenen Betrieben ohnehin auch
weiter zu erwarten sein. Deshalb (und um diesen Betrieben besseren
Schutz zukommen lassen zu können) wurde an der- Festsetzung eines
"MD" festgehalten und nicht die "wohnverträglichere" Form eines
"Allgemeinen Wohngebiets" gewählt.

Um ein ruhiges Wohnen ermöglichen zu können, ist es jedoch auch er-
forderlich, über den Anliegerverkehr hinausgehende Verkehrsbela-
stungen zu vermeiden. Aus diesem Grund wurden hier ebenso nicht
störende Gewerbebetriebe, die Verwaltungen und Anlagen für kirchli-
ehe, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke und
der Versorgung des Gebiets dienende Handwerksbetriebe für nur aus-
nahmsweise zulässig erklärt.

Die weiteren in § 5 (2) und (3) BauNVO genannten Nutzungen sowie
Gebäude und Räume für freie Berufe, die überwiegend von hohem Pu-
biikumsverkehr abhängen, sollen nicht zulässig sein. Die Erforder-
m's der Beschränkung jedes weiteren zusätzlichen Verkehrs ergab
sich auch aus der Stellplatzproblematik: Eine über die für Wohn-
bebauung erforderliche Anzahl von Stellplätzen hinausgehende Stell-
platzer-forderms durch Arbeitsplätze oder hohe Kundenfrequenz soll
hier verinieden werden.

6.2 Maß der baulichen Nutzung

6.2.1 Grundflächen- und Geschoßftächenzahl

Die GRZ liegt hier- unter dem in § 17(1) BauNVO möglichen Wert; sie
wurde am bestehenden Bebauungsplan "Bannzäune Löchweg" sowie an der
vorhandenen Struktur orientiert, die selten eine stärkere überbau-
ung als 40 % aufweist.

Flächen von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschoßen können bei
der Ermittlung der Geschoßfläche unberücksichtigt bleiben, um allen
Bauvorhaben eine Gleichbehandlung zu ermöglichen. Für einige Bau-
fenster war es erforderlich, den Standort von Stellplätzen bzw. Ga-
ragen verbindlich festzulegen; da in allen anderen Fällen Stell-
platze und Garagen innerhalb der- Baufenster angelegt werden müssen,
würde dies die volle Ausnutzung der GFZ einschränken.
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6.2.2 Geschossigkeit

Die neuentstehende Bebauung oder auch Umbauten sollen sich in ihrer
Kubatur am Charakter des Umfeldes orientieren, in welchem ein- bis
zweigeschossige Wohnbauten bzw. Scheunen in dieser Höhe vorherr-
sehen. Z.T. wurde die Geschossigkeit als zwingend festgesetzt, um
zu verhindern, daß innerhalb einer Hausgruppe verschiedene Geschoß-
höhen auftreten können.

6.3 Bauweise und Stellung baulicher Anlagen

Für die einzelnen Bereiche und Baufenster wurden jeweils gesonderte
Festsetzungen getroffen:

Entlang der Treburer Straße soll analog der- vorhandenen Baustruktur
eine halboffene Bebauung entstehen, d.h. es muß jeweils an der
nör'dlichen Grundstücksgrenze gebaut werden. Um zu ermöglichen, daß
hier wegen der Z.T. schmalen Parzellenstruktur von beiden Seiten an
die Grenzen angebaut werden kann, sind auch Hausgruppen zulässig.

In den hinteren Grundstücksteilen entlang der Treburer Straße wurde
geschlossene Bebauung festgesetzt, um hier den bestehenden Scheu-
nenkranz zu erhalten.

Entlang der Kirchgasse wurden einzelne Baufenster auf Grundlage der
bestehenden Baustruktur festgesetzt - eine zusätzliche Festsetzung
der Bauweise erübrigt sich dadurch größtenteils.

Für die Neubebauung im Blockinnenbereich wurden überwiegend ge-
schlossene Bauweisen festgesetzt, zum einen, um hier flächenspa-
rende Wohnformen zu ermöglichen - zufln ändern, um hier städtebauli-
ehe Baustrukturen entstehen zu lassen, welche das Thema
"Scheunenkranz" aufgreifen.

Auf zwei Baufenstern im Zwischenbereich wurden Einzel- oder Doppel-
häuser festgesetzt, um hier eine aufgelockerte Bebauung entstehen
zu lassen - aber auch flächensparendes Bauen zu ermöglichen.

Die Stellung der baulichen Anlagen orientiert sich an der früheren
Bebauung; im Innenbereich ist versucht worden, einen abgeschlosse-
nen größeren "Wohnhof" zu schaffen, in dem die Gebäude miteinander
korrespondieren sollen.

6.4 überbaubare Grundstücksflachen, Baulinien und -grenzen

Die als überbaubaren Flächen gekennzeichneten Flächen geben die ge-
plante städtebauliche Struktur wieder zur Erweiterung des Bestandes
sowie zur Neubebauung, die attraktive und erlebbare städtebauliche
Situationen entstehen lassen können. Baulinien werden zur verbind-
lichen Festsetzung von Bebauungsgrenzen zum Straßenraum hin ge-
wählt, sowie in den Fällen, wo eine Grenzbebauung notwendig ist.
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Die Begrenzung der Bautiefen richtete sich dabei einerseits an Ab-
ständen zur Nachbarbebauung sowie an der angestrebten Gebäudehöhe,
die durch Geschossigkeit und Dachneigung bestimmt wird, jedoch kei-
nesfalls 11,50 m überschreiten soll (s. Gestaltungssatzung).

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflachen vorbehaltlich der als
"Gartenfläche" festgesetzten Bereiche sind Nebenanlagen erlaubt.
Nach § 19 (4) BauNVO darf bei einer GRZ von 0,4 die über die Uber-
baubare Fläche hinausgehende Versiegelung 20 % der Grundstlicksflä-
ehe nicht überschreiten.

Auf den Südseiten einiger Wohngebäude ist jeweils eine Zone für
Balkone und Wintergärten festgesetzt worden; damit soll erreicht
werden, daß zum einen die Wohngebäude mit diesen baulichen Teilen
zur Steigerung der Wohnqualität versehen werden, zum anderen soll
damit auch die Ausnutzung der Passivenergie iin Sinne einer Bonusre-
gel ung initiiert werden.

6.5 Gemeinbedarfsfläche

Das Gelände der ev. Kirchengemeinde wird als Gemeinbedarfsflache
ausgewiesen. Der nördlich davon liegende Kinderspielplatz ist als
Gemeinschaftsanlage für die entstehende Neubebauung, aber auch für
allgemeinen Gemeinbedarf vorgesehen.

6.6 Verkehrsflächen

6.6.1 Teburer Straße

In der Treburer Straße wird im Zuge der Neuplanung der Verkehrsflä-
ehe Gebäudeabriß notwendig, um breitere Gehwege anlegen zu können.
Dabei wurde von einer Fahrspurbreite von 5,50 m (wie bisher) und
von beidseitigen Fußwegen in 1,50 m Breite ausgegangen. Damit wer-
den die Grundmaße für LKW/LKW Begegnung mit verminderter Geschwin-
digkeit sowie die Mindestmaße für einen Gehweg nach EAE 85
(Empfehlungen zur Anlage von Erschließungsstraßen) eingehalten.

6.6.2 Erschließungsstraßen

Die Erschließungsstraßen haben den Charakter von Anliegerstraßen»
in der die Funktionen "Verbindung", "Kommum'kation" und "Aufent-
halt" ihre Berechtigung haben und somit auch ermöglicht werden müs-
sen. Dies kann nicht durch eine "autogerechte" Gestaltung ge-
schehen. Daher ist überall eine Mischfläche (für Fußgänger und
Fahrzeugverkehr) in ca. 6,00 m Breite vorgesehen. Pflasterung, Mö-
blierung und Begrünung tragen wesentlich zur Akzeptanz der Straße
als Kommum'kationsbereich bei.
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6.6.3 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

östlich der Stichstraße sind Gemeinschaftsstenplätze vorgesehen,
die alle für das Baugrundstück "a" notwendig sind. Aus diesein Grund
ist es erforderlich, an der Grenze der Stellplatzanlage zu anderen
Grundstücken Ein- und Ausfahrten zu unterbinden.

6.6.4 Gehrecht

Da die Planstraße von Norden erschlossen wird, ist für Fußgänger
die Verbindung zum Or-tskern (Rathaus, Läden) nach Süden unzurei-
chend. Daher wird zwischen dem Spielplatz und der Treburer Straße
eine Wegebeziehung ermöglicht. Da dieser Fußweg nur von Anliegern
benutzt werden soll, wird sich die Frequenz der Querungen in er-
träglichem Maße halten.

6.7 Flächen für Neben- und Gemeinschaftsanlagen

6.7.1 Stellplätze und Garagen

Anlagen für den ruhenden Verkehr sowie isoliert stehende Garagen
und Garagenzeilen können das optische Erscheinungsbild einer städ-
tebaulichen Situation erheblich beeinträchtigen. Garagen sollen
deshalb nur auf den dafür vorgesehenen Flächen errichtet werden. Da
insbesondere durch die neue Wohnbebauung auch eine ganze Reihe von
Stellplätzen notwendig werden, ist ihre geordnete Anlage eine pla-
nerische Notwendigkeit. Im Altbaubereich müssen bei Bedarf i'ndivi-
duelle Lösungen gefunden werden.

6.7.2 Erschließungsfläche

Der Charakter der Baustruktur in der Kirchgasse soll möglichst er-
halten bleiben. Bei einer Umnutzung der Scheunen muß jedoch die Er-
Schließung gesichert sein. Um dies zu ermöglichen, ist hier die
Festsetzung einer Erschließungsflache notwendig.

6.7.3 Spielplatz

Im Plangebi'et sind einige Bauflächen für Wohnen vorgesehen; zur
Versorgung von jungen Familien mit Kindern, wurde ein Spielplatz
von ca. 90 qm vorgesehen.

6.8 Trafostation

Die bestehende Trafostation in der Untergasse son weiterhin beste-
hen bleiben und mußte daher bei der Planung berücksichtigt werden.
Eine Erweiterung über die bestehende Grundstücksflache hinaus ist
jedoch nicht vorgesehen.

Eine bessere Gestaltung der Trafostation mit einem Satteldach wäre
wünschenswert.
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7.0 P 1 an ungs stat i stik

Gesamter Geltungsbereich

Baufläche (MD-Fläche)

Fläche für Gemeinbedarf
(kirchliche Zwecke)

2,00 ha

1,58 ha

0,12 ha

Verkehrsflachen

- Treburer Straße
- nördlicher Erschließungsweg
- innere Erschließung

0,30 ha

0,14 ha
0,09 ha
0,07 ha

8.0 Kostenschätzung

Verkehrsflächen

- nördlicher Erschließungsweg
900 qm x DM 200,— =

- innere Erschließung
700 qm x DM 200,— =

DM 180.000,-

DM 140.000,-

Baumpflanzungen

30 Bäume x DM 50,— DM 1.500,-

Entwässerung

Kanalisation DM

9.0 Bodenordnende Maßnahmen

Auf Grundlage des Bebauungsplanes sollen die Grundstücke im Rahmen
einer Umlegung oder Grenzregelung neu geordnet werden.
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TEIL B LANDSCHAFTSPLAN

1.0

1.1

Vorgaben

Anlaß

Der Anlaß und die Grunde, die zur Aufstellung des Bebauungsplanes
mit Landschaftsplan "Kirchgasse" geführt haben, wurden bereits in
Teil A beschrieben.

1.2 Lage des Plangebietes

Das ca. 2,0 ha große Bearbeitungsgebiet befindet sich am nördlichen
Rand des alten Geinsheimer Ortskerns zwischen Treburer Straße und
Untergasse.
An das Bearbeitungsgebiet, dessen überwiegend historische Bebauung
den ehemaligen Dorfrand gebildet hat, grenzen nördlich ein Aussied-
lerhof mit landwirtschaftlicher Fläche (Grünland), nordöstlich ein
ausgedehntes Neubaugebiet, westlich ebenfalls Wohnbebauung jüngeren
Datums an. Im Süden und Osten liegt das "alte" Geinsheim.

Das Bearbeitungsgebiet befindet sich also in einem übergangsbereich
zwischen Altort und Neubausiedlung bzw. landwirtschaftlicher- Nutz-
fläche.

1.3 Gesetzliche Grundlagen und Ziele

Die für die Aufstellung eines Bebauungsplanes mit Landschaftsplan
zugrundeliegenden Gesetze und Verordnungen sind bereits in der Be-
gründung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes aufgeführt. Die spezi-
eil für diesen Landschaftsplan anwendbaren Anforderungen und Krite-
rien werden im folgenden genannt.

Gemäß § 1(5) Baugesetzbuch sind zu berücksichtigen:

- die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbe-
sondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen und alten Men-
sehen und der Behinderten, die Belange des BiIdungswesens und von
Sport, Freizeit und Erholung,

- die Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung vorhandener Orts-
teile sowie die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes,

- die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, insbesondere des Naturhaushalts, des Wassers, der
Luft und des Bodens einschließlich seiner Rohstoff vorkommen, so-
wie das Klima.
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Das Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 12.03.1987 ist eine
weitere Grundlage und sieht in seinem § 6(1-4) die Erarbeitung von
Landschaftsplänen im Rahmen der Bauleitplanung vor. Aufstellung,
Ziele und Inhalte von Landschaftsplänen regelt das Hessische Natur-
schutzgesetz vom 19.09.1980. Auf Grundlage der Landschaftsrahmen-
plane (§ 3) mit seinen Darstellungskriterien sind die Landschafts-
plane (§ 4) zu erarbeiten und als Festsetzungen in die Bebauungs-
plane aufzunehmen. Der Landschaftsplan ist hier die fachliche Pla-
nung für Naturschutz und Landschaftspflege.

Die Maßnahmen zur Grünordnung und Freiflächengestaltung sind im
Rahmen der Vorschriften des BauGB (§ 9(1) Nr. 15, 20, 25) in Ver-
bindung mit der Hessischen Bauordnung (HBO) verbindlich festzuset-
zen. Da im HENatG die Aufnahme der Landschaftspläne in die Bebau-
ungspläne vorgeschneben ist, sind Rechtsgrundlagen für die Fest-
Setzungen das BauGB in Verbindung mit HBO und HENatG.

2.0

2.1

Natur-räuml i'che Grundlagen und Bestandsaufnahme

Naturräumliche Einheit

Geinsheim wird naturräumlich dem Riedhäuser Feld (Nr.225.5) zuge-
rechnet, welches eine nach Norden zunehmend schmaler werdende Ter-
rassenplatte zwischen Neckarried und nördlicher Oberrheinniederung
1st. Geinsheim liegt im nördlichen Bereich an der Ostkante dieser
Platte, an die die Mannheim-Oppenheimer Rheinmederung (Nr.222. l)
anschließt. Diese kann als flaches, in nordöstlicher Richtung lang-
gestrecktes Tiefland im Bereich des früheren Fluß- und überschwem-
mungsbereiches des Rheins, das durch die Vorflutänderung (Rhein-
ausbau) und Eindeichung naturlandschaftlich stark verändert wurde,
beschrieben werden. Durch die Vorflutänderung ist dieses alte Grün-
landgebiet ackerfähig geworden.

Auch im Riedhäuser Feld überwiegt die ackerbauliche Nutzung. Auf
den leichteren wie schweren Böden werden teils durch Anwendung der
Beregnung aus dem nicht sehr tief liegenden Grundwasser hohe Er-
träge erzielt.
(aus: Klausring, Otto; Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 151
Darmstadt, 1967)

2.2 Geologie und Boden

Geologisch wird das Planungsgebiet von jungen (pleistozänen) Hoch-
flutlehmablagerungen aus Lehm und Ton geprägt.
Auf diesem geologischen Untergrund kann man von einer Bodenentwick-
lung in Richtung einer Parabraunerde ausgehen, die im Untergrund
eine (reliktische) Vergleyung aufweist.
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2.3 Potentiell natürliche Vegetation

Resultierend aus den natürlichen Umweltfaktoren wie geologischer
Untergrund, Bodenart, Relief, Höhenlage, Wasserhaushalt und Klima
ergibt sich die Möglichkeit, die ursprüngliche, natürliche Vegeta-
ti'on zu rekonstruieren. Unter dieser potentiell natürlichen Vegeta-
tion versteht man das Artengefüge, das sich bei Verzicht aller men-
schlichen Eingriffe natürlicherweise als Endgesellschaft einstellen
würde. Dabei werden die verschiedenen Entwicklungsstadien (Sukzes-
sion), die dabei durchlaufen werden, sowie die dazu notwendige
Zeitspanne nicht berücksichtigt.

Die Kenntnis der potentiell natürlichen Vegetation in einem Land-
schaftsraum dient als Orientierungshilfe für eine standortgerechte
Gehölzauswahl. Aufgrund der Stau- bzw. Grundwasser beeinflußten Bö-
den kommt im Planungsgebiet natürlicherweise der Vegetationstyp des
Eichen-1-lai'nbuchenwaldes vor, der von folgenden Arten charakteri-
siert wird:

Bäume: Stieleiche, Hainbuche; daneben Berg-
und Feldahorn, Esche, Vogelbeere, Win-
terlinde, Rotbuche, Vogelkirsche und
Traubeneiche

Sträucher: Hasel, Weißdorn-Arten, Pfaffenhütchen,
Heckenrose, Schwarzdorn (Schlehe), Ge-
wohnlicher Schneeball, Rote Hecken-
kirsche, Roter Hartriegel, Rote Johan-
msbeere

Beim Planungsgebiet handelt es sich um ein dörflich geprägtes
Mischgebiet und nicht um "freie" Landschaft, so daß man sich bei
der Artenauswahl auch an den vorkommenden, ortstypisehen und be-
währten Gehölzen orientieren sollte, Z.B. Holunder, Walnuß und
Obstbäume.

2.4 Bestandsaufnahme

Nachfolgend werden die im Bearbeitungsgebiet vorhandenen Nutzungen
und Vegetati'onsstrukturen kurz beschrieben (vgl. dazu Bestandsplan
mit Erläuterungsliste).

Das Bearbeitungsgebiet ist ein typisches dörfliches Mischgebiet.
Neben den landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetneben mit vorwiegend
zum Gemüseanbau genutzten kleineren Ackerparzellen befinden sich
hier noch das Gemeindehaus, ein Einkaufsmarkt, eine Wäscherei sowie
eine Obst- und Gemüseverkaufsstelle.

Das Planungsgebiet weist die für ein hessisches Dorf typische Orts-
randzom'erung auf. An die zur Straße hin orientierte Wohnbebauung
mit den Hofflächen schließen Wirtschaftsgebäude an, die den Ort
nach außen umsäumen. Sie werden heute teilweise wegen der aufgege-
benen Landwirtschaft nicht mehr genutzt. An die Wirtschaftsgebäude
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schließen sich zumeist Nutzgärten oder größere Rasenflächen mit
Obst- und Walnußbäumen an, ihnen folgen die landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen. Die Einfamilienhäuser der Untergasse Nr. 23-25
sind neueren Datums und passen sich daher dieser Zom'erung nicht
an.

Charakteristisch für das Planungsgebiet sind die vielen alten Wal-
nußbäume, die zusammen mit den Wirtschaftsgebäuden die landschaft-
liche Einbindung des Dorfrandes bilden. Andere größere Laub- bzw.
Obstbäume sind kaum vorhanden. Die Walnuß ist der dorftypische
Hausbaum.

Die landwirtschaftlichen Flächen im nördlichen Bereich des Pla-
nungsgebietes werden für den intensiven Gemüseanbau (z.T. mit
künstlicher Bewässerung) und als Wiese genutzt.

Die Parzelle 27/2 ist ein brachgefallener Acker. Neben Ackerunkräu-
tern wie Hirtentäschel, Klatschmohn und Kamille treten bereits
fleckenhaft hochwüchsige Arten der Wiesen (Glatthafer, Knaulgras),
sowie ausdauernde Ruderalpflanzen wie der Koinpaßlattich oder die
Gemeine Wegrauke auf.

Die nördliche Grenze des Bearbeitungsgebietes bildet eine 2,8 m
breite betonierte Erschließungsstraße, die die Untergasse und Tre-
burer Straße miteinander verbindet. Daran grenzt ein zum Aussied-
lerhof gehöriger Wiesenstreifen an.

3.0

3.1

Analyse und Bewertung

Vorgaben aus übergeordneten Planungen

Im Regionalen Raumordnungsplan Südhessen vom 09.12.1986 ist das
Planungsgebiet als "Siedlungsflache - Bestand" ausgewiesen.

Im Flächennutzungsplan (FNP) von Geinsheim wird das Gebiet als
"Dorfgebiet" gekennzeichnet. Ein Landschaftsplan auf Ebene des FNP
ist in Vorbereitung.

3.2 Landschaftsplanerische Beurteilung

Im folgenden werden die gegenwärtigen von Veränderungen betroffenen
Landschaftspotentiale bewertet und die ggf. durch die Planung ent-
stehenden Konflikte aufgeführt, anschließend werden die zur Verhin-
derung bzw. Minderung der Eingriffsfolgen notwendigen Maßnahmen /
Ziele genannt.
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3.2.1 Bodenpotential

Bewertung

Nach der Standortkarte für die Landwirtschaft in Hessen (1979) so-
wie nach dem Regionalen Raumordnungsplan Sudhessen sind die Gebiete
um Geinsheim landwirtschaftlich wertvolle Flächen und für den
Ackerbau gut geeignet. Der Boden zeichnet sich also durch ein hohes
Ertragspotential aus.
Das Untersuchungsgebiet selber ist nicht bewertet worden, da es zum
Zeitpunkt der Bewertung bereits für eine Bebauung vorgesehen war.

Konflikt

Mit der geplanten Wohnbebauung entfallen die im Bearbeitungsgebiet
vorkommenden landwirtschaftlich genutzten Flächen. Dies bedeutet
einen wirtschaftlichen Verlust für die betroffenen Landwirte.
Das Ertragspotential geht durch über-bauung/Versiegel ung teilweise
verloren.

Maßnahmen

Ein Ersatz für den Verlust von Ertragspotential ist nicht möglich.
Allerdings kann durch sparsamen Flächenverbrauch der Konflikt ge-
mindert werden. So entsteht teilweise die geplante Bebauung an
Stelle der vorhandenen Wirtschaftsgebäude, so daß sich auf diese
Weise ein Teil des Bodenverlustes ausgleicht.

Weiter empfiehlt sich die Festsetzung eines möglichst hohen Grün-
flächenanteils für die nicht überbauten Grundstücksflachen, um über
die gärtnerische Nutzung das Ertragspotential zu bewahren, d.h.
auch, den Bodenverlust durch Versiegelung möglichst gering zu hal-
ten (vgl. auch Klimapotential).

Ebenso ist der Flächenverlust für Erschließungsmaßnahmen im öffent-
lichen Bereich zu rm'mmieren (Mindestmaße nach EAE).

Für den wirtschaftlichen Verlust, den die betroffenen Landwirte
möglicherweise erleiden, sind in Gesprächen Lösungen zu finden, vor
allem unter den Aspekten, welche persönlichen Perspektiven die Ne-
benerwerbslandwirte für ihren landwirtschaftlichen Betrieb über-
haupt haben, bzw. inwieweit existentielle Harten entstehen werden.

Bei dem Bereich, der kurzfristig zur Disposition stehen soll, han-
delt es sich um die eher extensiv (Wiese) genutzten bzw. bereits
brachgefatlenen landwirtschaftlichen Flächen.
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3.2.2 Wasserpotential

Bewertung

Das Planungsgebiet liegt zwar nicht in einem als für den Wasser-
haushält besonders schutzwürdig ausgewiesenen Bereich, es läßt sich
aber allgemein feststellen, daß mit fortschreitender Siedlungser-
Weiterung die Grundwasserneubildung durch versiegelte Flächen ein-
geschränkt wird.
Gerade in dem baulich verdichteten alten Ortskern von Geinsheim, zu
dem auch das Planungsgebiet gehört, mit den Z.T. voll versiegelten
Hofflächen kommt nur ein geringer Anteil des Niederschlagswassers
zur Versickerung.
Der vorhandene Anteil an versiegelten Flächen beträgt bereits ca.
30 % des gesamten Planungsgebietes.

Konflikt

Mit der geplanten Bebauung mitsamt den notwendigen weiteren Maßnah-
men wie Wege, Parkplätze etc. wird der Anteil an grundwasserneubiI-
denden Flächen weiter eingeschränkt.

Maßnahmen

Grundsätzlich ist zur Sicherung der Grundwasserneubildung und zur
Verhinderung allzu raschen Oberftächenabflusses zu fordern, daß der
Versiegelungsgrad durch Bebauung und sonstige Flächen so gering wie
möglich bleibt.

Aus diesem Grunde empfehlen sich folgende Maßnahmen:

- Festsetzung von Gartenflachen (Flächen zuin Anpflanzen von Bäumen
und Sträuchern), die zu 100 % als Grünfläche anzulegen sind.

- Bituminöse Befestigungen sind für die neuanzulegenden Erschlie-
ßungsstraßen, Wege, Zufahrten, Stellplätze unzulässig. Für die
Haupterschließung ist eine gepflasterte Fahrspur ausreichend
(Anliegerverkehr), für alle anderen notwendigen Befestigungen
sind wasserdurchlässige Materialien zu wählen (z.B. wassergebun-
dene Decke, Pflaster mit hohem Fugenanteil, Rasengittersteine,
Schotterrasen).

- Sammlung oder Versickerung des von Dächern ablaufenden Nieder-
schlagswassers in Vorratsbehälter (Zisternen).
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3.2.3 Klimapotential

Bewertung

Die Hausgärten und die landwirtschaftlichen Nutzflächen im Pla-
nungsgebiet tragen lokal betrachtet für die anschließende verdich-
tete dörfliche Bauweise mit den überwiegend voll versiegelten Hof-
flächen zur Abkühlung bzw. Frischluftbildung bei.

Konflikt

Die Bebauung und Versiegelung der Blockinnenflache kann zu einer
erhöhten Wärmespeicherung und -abstrahlung führen.

Maßnahmen

Eine zusätzliche Aufheizung innerhalb des Planungsgebietes kann
durch verschiedene Maßnahmen vermieden werden:

- Ein hoher Grünflächenanteil trägt zu erhöhten nächtlichen Verdun-
stungsraten und damit zu einer Abkühlung bei (vgl. auch Bodenpo-
tential).

- Teilversiegelung Z.B. mit wassergebundener Decke oder Rasengit-
tersteinen - solche Beläge sollten bevorzugt verwendet werden, da
sie nur schlechte Wärmespeicher sind (vgl. auch Wasserpotential).

- Beschattung von gut wärmespeichernden Flächen, Z.B.
Fassaden-

begrünung, Dachbegrünung bei Garagen, Einsatz von großkromgen
Bäumen.

Außerdem sind die voll versiegelten Stellplatzflachen im Bereich
des Einkaufsmarktes teilweise zu entsiegeln, um "über Baum- und
Strauchpflanzungen eine klimatische aber auch optische Verbesserung
(räumliche Gliederung) der jetzigen Situation zu erreichen. Als
Baumart empfehlen sich Linden (Honändische Linde oder Kai'ser-
Linde), da diese in Geinsheim bereits als Straßenbaum eingeführt
sind.

3.2.4 Biotisches Potential

Bewertung

Der momentane ökologische Wert der Fläche ist als nicht besonders
hoch einzustufen. Besondere Tier- oder Pflanzenarten konnten nicht
beobachtet werden.

Das biotische Potential der intensiv ackerbaulich genutzten Fläche
1st gering, während die relativ junge Brache (vgl. Nr. 20 im Be-
standsplan) vor allem für Wirbellose eine wichtige Funktion be-
sitzt.
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Auch in den Z.T. extensiv genutzten Gärten oder Abstellflächen, in
ungenutzten Randzonen der Schuppen und Scheunen, im Bereich der
vereinzelt vorkommenden Gehölzvegetation (Holundergebüsche) wird
das biotische Potential aufgrund kleinflächig wechselnder, unter-
schiedlicher Lebensräume (kleintei1 ige Strukturen - Z.B. Nischen,
Steinhaufen; verschiedene Kleinklimate) höher sein. Sie werden er-
fahrungsgemäß zumindest von Kulturfolgern wie dem Gartenrotkehl-
chen, gelegentlich aber auch von anderen gern als Nist-, Rast- oder
Nahrungsbiotop angenommen.

Besondere Bedeutung hat im Quartier der alte Walnußbaumbestand, der
im wesentlichen zu dessen Durchgrunung beiträgt.

Konflikt

Mit der geplanten Bebauung werden die für ein dörflich geprägtes
Quartier typischen kleintei1 igen, extensiv genutzten Strukturen zu-
gunsten der "ordentlichen" Wohngärten bzw. Erschließungsmaßnahmen
verloren gehen.
(Negativ-Beispiele sind die Hausgärten der Untergasse Nr. 23 + 25
mit ihren Zierrasenflächen, den Koniferen und der Thuja-Hecke).

Maßnahmen

Um einen Ersatz für die entfallenen Lebensräume zu schaffen bzw. um
den dörflichen Charakter im privaten Freiraum zu wahren (vgl. Land-
schaftsbild), werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen:

- Weitgehende Sicherung des Walnußbaumbestandes (unbedingt erhal-
tenswert sind Nr. 5,6,7,24,25,26 und 29, s. Bestandsplan).

Verwendung von einheimischen
Pflanzen vorschlagsliste.

(ortstypischen) Gehölzen gemäß einer

Anpflanzung von Gehölzstreifen (möglichst freiwachsende Hecken)
soweit möglich entlang der Grundstücksgr-enzen zur Abschirmung,
Gliederung und Durchgrünung.

Pro Grundstück ist mindestens ein Laubbaum oder hochstämmiger
Obstbaum zu pflanzen, neben der ökologischen Bedeutung wird damit
an die vorhandene Tradition eines Hof- oder Hausbaumes ange-
knüpft.

Durchgrünung des öffentlichen Bereiches mit Baumpflanzungen (vgl.
Kl irnapotential - Beschattung) und dem Zulassen von Ruderalvegeta-
tion Z.B. in Baumstreifen oder an Wegrändern. (Sie wird bisher in
einigen Abschnitten vermutlich mittels Gifteinsatz beseitigt - s.
Erläuterungsliste).
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Insgesamt kann man feststellen, daß der Eingriff nur vorübergehend
Nachteile mit sich bringt, denn da keine im Bestand bedrohten, aus-
schließlich an das vorhandene Lebensraumangebot gebundenen Arten
betroffen sind, wird über die vorgesehenen Pflanzmaßnahmen im pri-
vaten wie öffentlichen Freiraum sowie über die Bestandssicherung
der Altbäume ein Ausgleich geschaffen.

Die Bäume Nr. 24 + 25 können vermutlich nicht erhalten werden. Ihr
Verlust wird aber in jedem Fall durch die vorgesehenen Baumneu-
Pflanzungen ausgeglichen.

3.2.5 Landschaftsbild

Bewertung

Wie bereits in der Bestandsbeschreibung näher erläutert, weist das
Planungsgebiet noch eine typische Ortsrandzomerung auf.
Obwohl das Planungsgebiet westlich und östlich von Neubaugebieten
"eingeholt" worden ist, existiert hier aufgrund der im Norden an-
grenzenden landwirtschaftlichen Nutzfläche (Wiese) mit dem Aussied-
lerhof weiterhin eine Ortsrandsituation.

Konflikt

Die geplante Wohnbebauung ist insofern als Eingriff zu werten, als
dadurch das LandschaftsbiId verändert wird - der typisch dörfliche
Ortsrand geht verloren.

Maßnahmen

Mit der vorgesehenen Bebauung wird der Block nach außen "geschlos-
sen" - es entsteht ein neuer, gebauter Rand. Eine der Bebauung vor-
gelagerte Laubbaumreihe son den Übergang zur "freien" Landschaft
vermitteln bzw. einer besseren räumlichen Trennung der unterschied-
lichen Nutzungen dienen.
Damit sich die geplanten Neubauten besser in das vorhandene dörfli-
ehe Siedlungsmuster einfügen, sind bestimmte Pflanzmaßnahmen und
-bindungen vorgesehen, die bereits beim biotischen Potential aufge-
fuhrt werden.
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3.2.6 Flächenbilanz

Die nachfolgende Bewertungsbilanz zeigt einen Versuch zur zahlenmä-
ßigen Darstellung des vorhandenen Gr'ünpotential s. Eine Gegenüber-
Stellung mit der entsprechenden Bilanz der Planung ergibt Anhalts-
punkte für das Maß eventuell erforderlicher Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen.

Diese Tabelle wurde analog der vom Hessischen Minister für Land-
Wirtschaft, Forsten und Naturschutz herausgegebenen Richtlinie zur
Bewertung des Ausgleichs und Bemessung der Abgabe bei Eingriff in
Natur und Landschaft (§ 6(3) HENatG) nach dem "Differenzverfahren"
entwickelt.

Dabei werden den einzelnen Flächen je nach ihrer ökologischen Be-
deutung Punkte (1-10) zugeordnet.

Tabelle mit landschaftsplaner ischen Bewertungskritenen für
F1ächennutzungen

Die Tabelle enthält einen Maßstab zur Bewertung von Flächen ein-
schließlich deren Nutzungen aus landschaftsplanenscher Sicht. Im
Hinblick auf die vorhandene Vielzahl ökologischer Faktoren, die auf
eine Fläche wirken bzw. von ihr- ausgehen, wird kein Anspruch auf
exakte Wissenschaftlichkeit erhoben.

Die folgende Punkteeinteilung zeigt Flächenbei'spiele auf. Bei der
anschließenden Flächenbilanzierung sind die hier aufgeführten Bei-
spiele auf ihre Größe und Ausbildung zu untersuchen und ggf. höher
oder niedriger einzustufen.

Naturschutzgebiete, Biotope mit naturnaher Vegetation und
seltenen Arten aus der Biotopkartierung 10

Biotope mit naturnaher Vegetation aus der Biotopkartierung 9

Sukzessionsflachen, extensiv genutzte Streuobstwiesen,
Gräben mit naturnaher Bepflanzung 8

Standortgerechte Laubwälder 7

Extensiv genutzte Wiesen, Wiesen mit hoher Artenvi'elfalt,
Böschungen mit hoher Artenvielfalt 6

Nadelwälder, Grünflächen mit Pflanzbindung, Böschungen und
Gräben mit durchschmttl icher Artenvielfalt, intensiv genutzte
Obstbaumwiesen 5

Intensiv genutzte Wiesen, Ruderalstreifen an Ackerflächen,
überbaute Flächen mit Dachbegrünung 4
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Kleingärten, Hausgärten ohne Pflanzbindung

Ackerflächen, Rasenflächen

Feldwege und Parkplätze mit wassergebundener Decke,
unversiegelte Flächen mit geringer Vegetation und
Versickerungsmöglichkeit

Versiegelte Flächen (überbaut, asphaltiert)

3

2

l

0

Bewertungsbilanz (Bestand)

Flächenart Größe (ha) x Wertzahl Punktwert

versiegelte Flächen
(Platten, Asphalt)

überbaute Flächen

wassergebundene
Flächen

Schotterflächen

großfugig verlegtes
Pflaster

Wiese/Acker

Ruderalflache

0,437 x

0,505 x

0

0

0,056 x l

0,043 x l

0,035 x l

0,815 x 2

0,109 x 6

0

0

0,056

0,043

0,035

1,630

0,655

Gesamtfläche 2,000

Zuschlag für
11 Bäume ä 15 m2 0,016 x 5 0,082

Summe Punktwert 2,500
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Bewertung der Planung

Um zu erfassen, ob durch bauliche Maßnahmen innerhalb des Geltungs-
bereichs zwischen Planung und Bestand ein Ausgleich erfolgen kann,
wurde der Planentwurf in gleicher Weise bilanziert.

Bewertungsbilanz (Planung)

Flächenart Größe (ha) x Wertzahl Punktwert

versiegelte Flächen
(Platten, Asphalt) 0,307 x 0

ü'berbaubare Flächen 0,7 x 0

wasserdurchlässig
befestigte Oberflächen 0,217 x l

nicht überbaubare
Grundstücksfläche
(abz'ügl. 20% für zu-
lässige Versiegelung) 0,369 x 2

Flächen zum Anpflanzen
v. Bäumen u. Sträuchern
(Pflanzbindung) 0,407 x 5

0

0

0,217

0,738

2,035

Gesamtfläche 2,000

Zuschlag für

4 Bäume ä 14 m2
(Bestand)

69 Bäume ä 6 m2
(Neupflanzung)

0,006 x

0,0414 x

5

5

= 0,030

0,207

Summe Punktwert 3,227
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Mit einem Ergebnis von 3,227 Punkten liegt die Planung in dieser
landschaftsplanerischen Bewertung um 0,727 Punkte über dem des Be-
Standes (2,50 Punkte). Somit kann festgestellt werden, daß ein Aus-
gleich innerhalb des Geltungsbereichs erreicht ist.

Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß § 5 Hessisches Naturschutz-
gesetz sind entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes bzw.
durch Festsetzungen von Ausgleichzahlungen auszugleichen. Die Fest-
Setzungen der Ausgleichmaßnahmen oder Ausgleichszahlungen erfolgt
im Baugenehmigungsverfahren oder im Genehmigungsverfahren gemäß § 6
Hessisches Naturschutzgesetz.

4.0

4.1

4.2

Begründung der landschaftsplanerischen Festsetzungen

Oberbodensicherung

Der Oberboden sowie der kulturfähige Unterboden sind zu sichern,
damit bei einer Bebauung diese belebten Bodenmassen nicht verloren-
gehen und an geeigneter Stelle eingesetzt werden können.

Bindungen zum Erhalt von Bäumen

Besondere Bedeutung wird der Sicherung des Walnußbaumbestandes bei-
gemessen, der somit das prägende Grünelement im Quartier bleibt.
Der vermutliche Verlust von drei Walnußbäumen wird durch die fest-
gesetzten Baumpflanzungen im öffentlichen und gemeinschaftlichen
Bereich ausgeglichen. Damit der Walnußbaum auch weiterhin ein we-
sentliches Grünelement bleibt, wurde für- 3 weitere Baumstandorte
diese Art festgesetzt.

4.3 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

4.3.1 Gartenflächen

Mit der Festsetzung eines 100 %-igen Grünflächenanteils in den ge-
kennzeichneten "Gartenflachen" wird eine minimale Versiegelung und
eine weitgehende Sicherung des Bodenpotentials erreicht. Dein glei-
chen Zweck dient auch die Festsetzung des VersiegelungsanteiIs
(=wasserundurch1ässig) in diesen Flächen, d.h. so wird der Flächen-
verbrauch für Gartenhäuser, versiegelte Zufahrten und Terrassen
etc. eingeschränkt.

Insgesamt soll über die festgesetzten Pflanzmaßnahmen mit einheimi-
sehen Arten eine strukturelle Vielfalt hinsichtlich der- Gestaltung
und des Lebensraumangebotes (Nist- und Nahrungsmöglichkeiten) für
Flora und Fauna in den privaten Erholungsflachen erreicht werden.
Eine Pflanzung von Koniferen und buntlaubigen Exoten wird nicht zu-
gelassen, da sie weder für diesen Naturraum noch siedlungsge-
schichtli'ch für Geinsheim typisch sind. Die an den alten Ortskern
anschließende Neubausi'edlung soll sich Ubei" die Pflanzmaßnahmen dem
dörflichen Charakter anpassen.
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4.3.2 Baumreihen an der Treburer Straße

Die Baumreihen entlang der Treburer Straße dienen vor allem der
Verbesserung der klei'nkl imati'schen Verhältnisse in diesem engen,
voll versiegelten Straßenraum. Mit der Pflanzung von großkrom'gen
Arten werden die gut wärmespeichernden Asphaltflachen und Fassaden
beschattet und so die Aufheizung reduziert bzw. das nächtliche Ver-
dunstungspotential erhöht.

Gleichzeitig haben die Baumreihen auch eine besondere Bedeutung für
die Verbesserung der städtebaulichen Struktur, indem sie die hi'sto-
nsche Baulime entlang der Treburer Straße im Bereich des Ein-
kaufsmarktes und der Häuser Nr.17 und 21 aufnehmen.

Als zu verwendende Baumart wird vor allem die Linde empfohlen, weil
sie im Geinsheimer Ortskern bereits eingebur'gert ist. Im Bebauungs-
plan sind als Sorten die Holländische Linde und die Kaiserlinde
festgesetzt, da diese Hybriden das Stadtklima besser vertragen als
Sommer- und Winterlinde.

Es besteht derzeit allerdings Unklarheit darüber, inwieweit Hybn-
den der Winterlinde bzw. die Winterlinde selbst für das Hummelster-
ben verantwortlich sind. Als wissenschaftlich abgesichert gilt, daß
der Nektar der fremdländischen Krim- und Silberlinde für die ein-
heimischen Hummelarten giftig ist und diese nicht mehr gepflanzt
werden sollten. Aufgrund des Wissensdefizits bei den Hybriden em-
pfehlen die Naturschutzbehörden, auf jeden Fall außerhalb der In-
nenstädte auf ihre Anpflanzung zu verzichten. Aufgrund der momentan
unklaren Situation wird die Artenauswahl im Bebauungsplan um Roßka-
stanie und Esche erweitert; letztere ist wegen ihrer lichten Krone
besonders für den engen Straßenraum im Bereich des Einkaufsmarktes
geeignet.

4.3.3 Grünstruktur im Neubaubereich

Die Festsetzung von groß- und kleinkrom'gen Bäumen im Neubaubereich
entspricht einer wünschenswerten gestalterischen Grünordnung. Mit
zwei Linden wird die Eingangssituation zum Blockinnenbereich ver-
deutlicht. Die Haupterschließung wird als Allee angelegt mit dem
gleichzeitigen Effekt, daß der Stellplatzbereich beschattet wird.
Der Alleencharakter begründet auch die notwendige Artenfestsetzung.

4.4 Oberflächengestaltung

Die festgesetzte Teilversi'egelung der- Erschl ießungsf lachen und Ge-
bäudeumfahrten mit überwiegend wasserdurchlässigen Materialien
kommt vor allem dem Wasser- und Klimapotential zugute. Außerdem be-
steht so die Möglichkeit, daß je nach Nutzungsintensität Ruderalve-
getation aufkommt - ein weiterer Beitrag, die durch die Bebauung
verlorengehenden Z.T. extensiven Strukturen auszugleichen, indem in
Randzonen dorftypische Ruderalflora wachsen kann.
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4.5 Fassadenbegrunung

Mit der Zielsetzung einer möglichst intensiven Durchgrünung des
Plangebietes sowie der Reduzierung wärmespeichernder Flächen, d.h.
um eine Aufhei'zung und damit eine Verschlechterung des Kleinklimas
zu verringern, sind die Nordfassaden und Gebäudewände mit mehr als
30 qm geschlosener, zusammenhängender Fläche mit Kletterpflanzen zu
begrünen. Diese Maßnahme trägt auch zur Reduzierung des Energiever-
brauchs bei.

4.6 Pflegemaßnahmen

Neben dem Verzicht auf umweltschädliche Herbizide und Pestizide ist
die in den Bereichen geringer Nutzungsintensität von allein aufkom-
mende Ruderalvegetation zuzulassen. Damit wird der Pflegeaufwand
reduziert und es entstehen im Siedlungsbereich wichtige Lebensräume
für Flora und Fauna von selbst. Da sich die Ruderalvegetation der
jeweiligen Nutzungsi'ntensität anpaßt, stellt sie auch kein Hinder-
ms für die unterschiedlichen Nutzungsansprüche dar.

4.7 Regenwasserversickerung

Die Festsetzung zur Versickerung des auf Dachflächen anfallenden
Niederschlagswassers geht über rein abwassertechmsche Belange hin-
aus und ist aus diesem Grund nach §9 (l) Nr. 20 BauGB erfolgt. Es
handelt sich hier vor allem um eine ökologisch bedeutsame maßnähme
zum Schutz und zur Entwicklung der Natur, indem durch die vorgese-
hene Anlage von Zisternen oder Versickerungsmulden das Nieder-
schlagswasser nicht verloren geht, sondern der Grundwasserneubil-
dung zugute kommt.

Der Gemeinde wird empfohlen, eine Abwassersatzung hinsichtlich der
Zulassung von Versickerungsflachen zu erlassen, damit hier ei'nheit-
liche Rechtsgrundlagen geschaffen werden.

4.8 Freiftächenplan

Ein Freiflächenplan im Mindestmaßstab von 1:200 ist als verbi'ndli-
eher Bestandteil des Bauantrags vorzulegen, um die entsprechend den
landschaftsplanerischen Festsetzungen vorgesehene Gestaltung nach-
zuweisen.
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TEIL C GESTALTUNGSSATZUNG

1.0 Ziel und Zweck der Gestattungssatzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt am Rand des alten
Ortskerns von Geinsheim.

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans soll daher eine Gestal-
tungssatzung erlassen werden, wodurch gesichert werden soll, daß
sich die Neubebauung gestalterisch in die umgebenden alten Baufor-
men einfügt.

Für den gesamten Ortskern von Geinshei'm wird z.Zt. ein Rahmenplan
nach den Zielsetzungen der Dorferneuerung erarbeitet. Ein Hauptziel
der Dorfer-neuerung ist die Bewahrung des Gestaltreichtums in den
Dörfern sowie die Verbesserung ihrer Gestaltstrukturen; diese Zi'el-
setzung findet an der Gestaltsatzung ihren Niederschlag.

Da im Innenbereich des Plangebietes flächensparende Bauweisen kon-
zipiert werden und somit auf relativ engem Raum und in engem Neben-
einander Wohngebäude errichtet werden können und sollen, sind eine
Reihe von gestalterischen Festsetzungen erforderlich, um dieses Ne-
beneinander gestalterisch verträglich zu machen.

2.0 Begründung der gestalterischen Festsetzungen

2.1 Dächer

2.1.1 Dachform

Die Vielfalt möglicher Dachformen wurde auf Sattel- und Pultdächer
engeschränkt, um eine Einfügung von Neu- oder Umbauten in die umge-
bende Dachlandschaft zu erreichen sowie bestehende charakteristi-
sehe Dachformen zu erhalten. Dachflächen von über 20 m Länge sollen
deshalb gegliedert werden, da solche Dimensionen von Dachflächen
nicht ortstypisch sind.

2.1.2 Dachneigung und Firsthohe

In Geinsheim sind
sollen daher auch
1icht werden, ist
wendig. In diesem
fügen in das Umfeld
Gebäude entstehen.

Dachneigungen zwischen 40° und 50° üblich und
hier verwendet werden. Da auch Pultdächer ermög-
eine Beschränkung der Firsthöhe auf 11,50 m not-
Bereich sollen aus städtebaulichen Gründen - Ei'n-

und Gestaltung der Straßenräume - keine höheren

Um bei Doppelhäusern und Hausgruppen verträgliche Dachanschlüsse
zum Nachbarhaus zu erhalten, wurde die Abweichung um max. 3° fest-
gelegt. Nicht vom Straßenraum einsehbare Bereiche sind allerdings
ausnahmsweise von diesen Festsetzungen freigestellt.
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2.1.3 Dachfenster, Solaranlagen, Materialien

Für das Ziel einer historisch orientierten und einheitlichen Neuge-
staltung im Sinne der Dor-ferneuerung können Dachfenster und Solar-
anlagen das Straßenbi'ld erheblich stören und sind deshalb straßen-
seitig unzulässig.

Aus denselben Gründen soll sich auch die Dacheindeckung an ortsty-
pischen Materialien orientieren. Da die Dachstruktur eines Bauge-
bi'etes zum dominierenden Gestaltelement gehört, wurde festgesetzt,
daß nur Ziegel- oder Dachsteine in roter bis rotbrauner Farbe zu-
lässig sind. Damit wird eine relativ einheitliche Dachlandschaft
sichergestellt. Ausnahmen können allerdings für untergeordnete Bau-
teile zugelassen werden.

2.1.4 Dachgauben und Zwerchgiebel

Es wird angestrebt, daß die Sattel- und Pultdächer die domim'eren-
den Dachformen sind. Daher sollen Dachaufbauten sich in Proportion
und Umfang der Dachfläche unterordnen. Daher sind Breiten und Ab-
stände auf harmonische und ortsübliche Maße festgelegt worden.

2.1.5 Die Festsetzungen sollen für Garagen und Nebenanlagen gelten, um
auch eine Einfügung der kleineren Baukörper in die Umgebung des
Ortskerns zu erreichen. Gerade auch Garagen können zur erheblichen
Störung eines Straßenbilds fuhren.

2.2 Fassaden

Auch die Fassaden sollen sich in den umgebenden Bestand einpassen
und ortstypische Gestaltelemente aufgreifen. Daher sonen an Stra-
ßenfassaden Wandauflösungen und hervortretende Bauteile nicht zu-
lässig sein, Fenster sollen ortstypische Formate besitzen. Zur Ein-
schränkung der Vielfalt von verfügbaren Baumaterialien mit der
Zielsetzung einer relativ einheitlichen Gestaltung wurden Fassaden-
materialien und Fassadenfarben eingeschränkt auf Putzflächen bzw.
Holzverschalungen, die jeweils in hellen Farben bzw. in hellen La-
suren zu streichen sind.

2.3 Mauern und Einfriedungen

Dort wo Mauern historisch begründet werden können, sollen sie wenn
möglich wiederhergestellt werden. In anderen Bereichen sollen stö-
rende Elemente gewerblicher Betriebe aus dem Blickfeld des Passan-
ten "unsichtbar" gemacht werden.
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TEIL D WASSERWIRTSCHAFTLICHE BELANGE

Nach dem gemeinsamen Erlaß vom 07. September 1983 des Hessischen
Ministers des Innern - VA 4/VC.61d 02/25 - 1/83 und des ehemaligen
Hessischen Ministers für Landesentwicklung, Umwelt, Landwirtschaft
und Forsten VB4 - 79a 02.05 - 3541/83 (StAnz. 39/1983 S. 1892) müs-
sen Belange der Wasserwirtschaft bei der Bauleitplanung angemessen
berücksichtigt werden.

Auf Grundlage der im o.g. Gemeinsamen Erlaß enthaltenen Gliederung
sowie auf Grundlage der Verfügung des Regierungspräsidenten in
Darmstadt vom 27.08.1987 (Az.: V 3/34-61 d 02-2/86) werden im fol-
genden die wasserwirtschaftlichen Belange zum Bebauungsplan
"Kirchgasse" in der Gemeinde Trebur dargestellt.

(

1.0 Wasserversorgung

Das Plangebiet ist nahezu vonständig an die öffentliche Wasserver-
sorgung angeschlossen, da es sich Z.T. um die überplanung des Be-
Standes handelt. Die Wasserversorgung ist durch das Wasserwerk
Groß-Gerauer-Land gesichert. Es wird bestätigt, daß die erforderli-
ehe Wassermenge zur Versorgung des Plangebiets jederzeit und mit
ausreichendem Druck bereitgestellt werden kann; es ist jedoch eine
neue Leitung von Wallerstätten nach Geinsheim geplant, um dem ins-
gesamt höheren Bedarf in Geinsheim gerecht werden zu können. Die
anstehende Bebauung ist erst inöglich, wenn diese Fernleitung in
Betrieb genommen ist.

In den Planstraßen müssen für die neuen Wohneinheiten neue Wasser-
Versorgungsleitungen gelegt werden. Der Wasserbedarf richtet sich
nach der maximal möglichen Zahl der Einwohner. Diese wird anhand
der maximal möglichen, über den derzeitigen Bestand hinausgehenden
zusätzlichen Geschoßflache ermittelt.

Folgende Berechnung wird für- d-ie Planung zugundegelegt:

Kirchgasse
Untergasse
Feldweg
Stichstraße
Treburer Straße

940 qm
1.040 qm
3.020 qm
2.300 qm
1.700 qm
9.000 qm -> 9.000 qm : 40 qm WfpP = 225 Ew

225 Ew x 300 1/d = 67.500 1/d
=:=:=:=:===:==:

Bei 40 qm Wohnfläche pro Person (WfpP) und 300 1 Wasserverbrauch
pro Person und Tag (Wasserbilanz Rhein/Main) ergibt sich somit ein
errechneter Einwohnerzuwachs von 225 Personen bzw. ein Wasserbedarf
von 67.000 1/d.
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Bei den vorgesehenen Erweiterungen und Neuplanungen sind die brand-
schutztechmsch geforderten Anschlußwerte nachzuweisen.

Die errechneten Zahlen sind jedoch theoretische Maximalwerte für
eine zweigeschossige Bebauung (ohne ausgebautem Dachgeschoß), die
voraussichtlich nicht erreicht werden; der Bebauungsplan ist eine
sog. "Vorhalteplanung", die indivi'duene Erweiterungen ermöglichen
soil, sie jedoch nicht erzwingt. Daher kann für die Wasserversor-
gung und die Entwässerungsplanung ggf. auch von geringeren Werten
ausgegangen werden.

2.0 Abwasserbeseitigung und Abflußregelung

Durch das Ingenieurbüro Leis-Bodora, Neuwiesenstraße 17 in 6000
Frankfurt/Main wurde eine Studie zur Entwässerung des Plangebietes
erstellt. Daraus geht hervor, daß das Plangebiet an den Haupsammler
in der Untergasse angeschlossen werden kann. Für die bisher nicht
entwässerten Flächen im Bereich der neuen Stichstraße ist ein neuer
Kanal DN 350 bzw. DN 300 notwendig.

Sanierungsmaßnahmen in und an den vorhandenen Kanal Systemen sind
abgesehen von der Erweiterung des Sammlers zwischen Treburer Straße
und Untergasse nicht erforderlich.

Die Kapazität der Kläranlage Geinsheim kann die anfallenden Abwäs-
ser des neuen Bereiches aufnehmen.

Der Vorfluter für gereinigtes Abwasser bzw. Regenwasser ist der
Hauptgraben des Astheimer-Erfelder Entwässerungsverbandes.
Seine Leistungsfähigkeit ist gesichert.

3.0 Schutzgebiete

Das Plangebiet berührt keine Zone mit wasserrechtlichen Festsetzun-
gen.
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TEIL E ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

Folgende Belange wurden in die Abwägung einbezogen:

Festsetzungen im Bebauungsplan

- Vom Kreisausschuß des Landkreises Groß-Gerau - Kreisbauamt -
wurde angeregt, auch im Bereich MD/N2 Festsetzungen hinsichtlich
der Bauweise zu treffen. Der Anregung wurde nicht gefolgt. Laut §
22(1) BauNVO kann im Bebauungsplan die Bauweise als offene oder
geschlossene Bauweise festgesetzt werden. Sie ist jedoch nicht
Teil des Maßes der baulichen Nutzung, sondern regelt nur die An-
Ordnung der Gebäude im Verhältnis zu den Nachbargrundstücken. Da
der genannte Bereich überwiegend bebaut ist und überdies die Bau-
weise durch die festgesetzten uberbaubaren Flächen ausreichend
geregelt ist, wurde die Festsetzung der Bauweise nicht für erfor-
derlich gehalten.

- Daneben äußerte das Kreisbauamt Bedenken wegen der ausschl i'eßl i-
chen allgemeinen Zulässigkeit von Wohngebäuden im Bereich MD/N3,
die der allgemeinen Zweckbestimmung eines Dorfgebietes nicht mehr
gerecht wurde.

Den Bedenken wurde nicht gefolgt. Die allgemeine Zulässigkeit
wurde in diesem Bereich eingeschränkt, um die Wohnqualität des
Innenbereichs nicht durch zusätzliche landwirtschaftliche Emis-
sionen und über den Anliegerverkehr hinausgehende Vev-kehrsbela-
stungen zu verschlechtern. Hierzu sagt die Kommentierung
(Fickert/Fieseler) eindeutig, daß es durchaus zulässig ist, "aus
einem Teilbereich des gegliederten Baugebietes eine
'Hauptnutzung' auszuschließen, wenn die noch verbleibende Nutzung
zu der allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietes einen sinn-
vollen Bezug hat." Da das hier der Fall ist, bleibt die Festset-
zung 2.3 unverändert.

- Das Landesamt für Denkmalpflege regte an, die Kennzeichnung des
Evangelischen Pfarrhauses, Kirchgasse 7, als Kulturdenkmal sowohl
in die zeichnerischen als auch in die textlichen Festsetzungen
aufzunehmen. Der Anregung wurde entsprochen.

- Das Amt für Landwirtschaft und Landentwicklung, der Hessische
Bauernverband, der Kreisbauernverband Groß-Gerau und der Kreis-
landwirt des Kreises Groß-Gerau regten an, daß die Wegeparzelle
417/1 am Nordrand des Planbereiches auch weiterhin als landwirt-
schaftlicher Weg nutzbar bleiben muß. Die Straße hat mit 5,50 m
die geforderte Breite und ist damit als öffentliche Straßenfläche
auch zukünftig für landwirtschaftliche Fahrzeuge nutzbar.

- Die Hessische Brandversicherungskammer äußert in ihrer Stellung-
nähme Bedenken bez. der Straßenbreiten, der Radien an den Einmün-
düngen und den Wendemöglichkeiten für Löschfahrzeuge in Sackgas-
sen. Den Bedenken wurde Rechnung getragen, der Bebauungsplan ent-
sprechend DIN 14090 - Flächen für die Feuerwehr - überarbeitet.
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Der Anregung des überlandwerkes Groß-Gerau, auf der Parzelle 27/3
ein Versorgungsrecht zu gewähren, wurde nicht entsprochen, da
Versorgungsrechte auf bauordnungsrechtlichem Wege gewährt werden.

Die Kirchenverwaltung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas-
sau äußerte in ihrer Stellungnahme verschiedene Anregungen und
Bedenken zu Festsetzungen auf ihrem Grundstück (Kirchgasse 7),
denen weitgehend entsprochen wurde. So wurde u.a. die überbaubare
Grundstücksfläche des Gemeindehauses vergrößert und die beste-
hende Sauna und Garagen als Nebananlagen im Bebauungsplan festge-
setzt. Eine Baulast (Fenster- und Traufrecht) an der Nordseite
des Gemeindehauses war nicht erforderlich, da hier ein öffentli-
eher Weg vorgesehen ist. Der Anregung, eine Festsetzung für den
Anbau eines Wintergartens am Pfarrhaus zu treffen, wurde nicht
gefolgt, da das Pfarrhaus ein Kulturdenkmal ist und daneben in-
nerhalb von Grenz- und Gebäudeabstandsflachen bauliche Anlagen
nicht errichtet werden dürfen.

Der BUND äußerte verschiedene Anregungen und Bedenken zu den Ver-
kehrsflächen im Plangebiet. Unter anderem forderte er eine ad-
äquate Verkehrsberuhigung der Treburer Straße, eine Verbreiterung
der Fuß- und Radwege und eine kommunikationsfördernde Ausgestal-
tung der Erschließungsflachen insgesamt. Den Anregungen wurde je-
doch nicht gefolgt, da die Treburer Straße als Landstraße eine
erhebliche Verkehrsbelastung aufweist und nur in Absprache mit
dem Hessischen Straßenbauamt überplant werden kann. Die Breite
des Fußweges wird für ausreichend erachtet, ebenso wird die Er-
schließungsfläche U.E. dem Charakter eines Wohnweges gerecht.

Ferner äußerte der BUND Bedenken, daß der vorgesehene Kinder-
Spielplatz mit 75 m2 zu klein sei. Es handelt sich hierbei jedoch
urn einen Anliegerspielplatz (Festsetzung als Gemeinschaftsan-
läge). Die Größe wird deshalb für ausreichend befunden. Daneben
ist im Bereich Oppenheimer Straße/Treburer
Straße/Untergasse/Bäcker-weg die Errichtung eines öffentlichen
Spielplatzes geplant.

Dagegen wurde den Bedenken eines Anliegers (Theodor Schrimpf)
bez. einer erforderlichen Zufahrt auf sein Grundstück vom Wegge-
lande aus Rechnung getragen. Die Zufahrt für landwirtschaftliche
Fahrzeuge wurde entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt.

Einer weiteren Anregung des Anliegers zur Erweiterung des Gel-
tungsbereichs wurde jedoch nicht gefolgt. Für eine Erweiterung
des Geltungsbereichs wird kein Handlungsbedarf gesehen, zumal für
diesen Bereich ein rechtskräftiger Bebauungsplan besteht.
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Landschaftsplanerische Festsetzungen

- Der Regierungspräsident in Darmstadt, die Untere Naturschutzbe-
horde sowie die Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Na-
turschutz e.V. äußerten Bedenken wegen der fehlenden Eingnffs-
und Ausgleichsbilanzierung im Zuge der Landschaftsplanung. Den
Bedenken wurde Rechnung getragen. Eine Eingriffs- und Ausgleichs-
bi'lanzierung nach dem Differenzverfahren wird noch durchgeführt.
Der Anregung, für die Bilanzierung das Biotopwertverfahren nach
Ai'cher und Leyser heranzuziehen, wird nicht gefolgt.

Mit Erlaß vom 17.12.1987 wurde die "Richtlinie zur Bewertung des
Ausgleichs und Bemessung der Abgabe bei Eingriffen in Natur und
Landschaft (§ 6(3) HENatG) nach dem Differenzverfahren" verbind-
1-ich inkraft gesetz und seitdem in der Bauleitplanung angewendet.
Eine ähnliche Rechtsgrundlage für das Biotopwertverfahren nach
Aicher und Leyser gibt es nicht.

- Daneben äußerte die Untere Naturschutzbehörde Bedenken wegen der
nur 3 m breiten Grünfläche, die im Bebauungsplan als Ortsrandei'n-
grünung vorgesehen war. Diese Bepflanzung wurde als Grungliede-
rung zur Markierung des alten Ortsrandes innerhalb der Siedlungs-
flächen verstanden (daher die Bezeichnung "Ortsrandeingrünung").

- Einige Bedenken (Untere Naturschutzbehörde, Hessische Gesell-
schaft für Ornithologie und Naturschutz) betrafen die in der Be-
gründung genannten 7 erhaltenswerten Walnußbäume, von denen im
Plan nur 4 erhalten werden. Es wird jedoch in der Begründung dar-
auf hingewiesen, daß in Abwägung mit der erforderlichen Bebauung
und einer wirtschaftlichen Erschließung ein Teil der Walnußbäume
nicht erhalten werden kann, ihr Verlust jedoch durch die vorgese-
henen Baumpflanzungen ausgeglichen wird.

- Die Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz regte
an, keine Pflanzungen von Lindenarten und -hybriden vorzusehen,
die bei uns als nicht heimisch gelten. Die Artenauswahll i'sten der
landschaftsplanerischen Festsetzungen wurde entsprechend korri-
giert.

Wasserwirtschaftliche Belange

- Das Wasserwirtschaftsamt legte dar, daß die anstehende Bebauung
im Plangebiet erst möglicht ist, wenn die Fernleitung von Waller—
Städten nach Geinshei'm in Betrieb genommen ist. Ein entsprechen-
der Hinweis wurde in Teil B der Begründung - Wasserwirtschaftli-
ehe Belange - aufgenommen. Ferner ist die Inbetriebnahme der
Fernleitung für 1992 geplant; mit einer Bebauung ist jedoch vor
1992 nicht zu rechnen. Damit ist die Forderung des Wasserwirt-
schaftsamtes erfüllt.



::GE:./ V1
,GRZ 0.8

\^V5FZ 1,6,
\v\v" 71. ,.i;''„l>..-..-i%^

\^:V^ ^Am,U,eftweg'"i\^£^
:'-'- ^\ \ ' '

W.,6-

v;
VV-.GRZ

^—

•r \

•s^-^-

fc€sf:^
-:'- ~'\\).\».^.\—--\A. .-—-^•S^'—--

rt- :'11
w&•%—^^

"~;;-,-.:,.^';-;^-.-\ .

"^äSS^,-^ / h •••-...... i Iis^^ f'„ :"""-y
'T- '^-i.'° - H^

\'\ • r"' - i !/

^4^S°.t \.
•ly:l.:v=

^v\-.:i'-^':

R.8

^'^L-^\'.',i'y\'"""\v—"l'rc-u^=s^^\ i& .••••.
^•^^^'^ ^\ jV-—^"SI-^^ t,' -:''^^^c^SX^&ffii^^&'t^^Sff%

^i%^^?s^1
^^ä^Oäl^

,^:;»^" .
ii'7""^\ ^f. .:t " . • \ '

^^•m^w^^.^
\\\^.V\%.'"; - J,L

•I

IV \-v

^y-
„ -• •"'.••'--

..-^/

MORDE

'•••• :••: • •" -^-""

""";\\'v-i—-^^:
<'^--^
;.--"-'7\.\v,.:.;——

.-•I:;

p
\^Jy

t"
GAR TN

i.3- ;*••

.-.»

;Sl
\M

v

lAritf^1^",., •<
•.<.' Ill

?( I-).-.?^^>w

Sc^-as :^[• c"-
n '—.f fj

^ n- .1"^v\r \',- r^ ^•^^ \s I.i.—. •^ ^ -^Y^-^ CJ1Ü1^.-F-^^. ^:---'. ;sv •^ o\s\^^ .L.^ r r R.15^ •:1.l: :.^:
r; r\^.w -.-..- ^.J-"9 ;-uW KkW J. rf'y

L r,^:ir^jel
\- .i:i^ä!.'<?5c*- '•i'xsf-" ^ ^---i• «p ••'/ ^•^\-

•^ ^^J

\-\i,.
2°- (Il

tlas" j
^ •••(•

^
tW

fff

,-:.!
„' •;•-, \

'.i.l. ii.< i 1-
.3—^-\

\ ...\ \
::\i!f\- \ ,-i- -\ ..^0.4 n' -IX.. :.\0.8 Il\\ '•sr

i .1l.«I

^--^4-fl ..-)i'

.1 .;
-.

.-n-
/' •-;-\

l -v-

M

l;:——

\^\-.-L^^-^SS:;:\^'^^\\\ ^ \ _!-'^.i^fiEsy^^:Auf die ^nnzäufe^i^S^SS^ .^^^
^*ta^^^^^-h4

.^^\' S^-J^^:^s 'i'<c?\\ \\.
-•'^"^-""" ~\ \ \ ''"'""' A ' . •/"''i . .''^\-\ \'\

V^\ . .'Am Loch^&g--Y:^^^;
^^^SSt^ t-r

;-;-:-^^..A\\ Y-W^A "y^;^^^^':.^^^::m^SSMS\^
''^'^&ä:i:I::i?tr

~'Alu-t-^

\ \; ^^'-^^-—"^^-r'"" \ ••'"s:l!!TT't.-W;"^
•:\\ ..\ \ \.^-L—""~"\ l^^—L

N
Wf -—--;-\\^„

^~.\\ 'r""'
:;--< \ l '• •

•'" -.-••-"""\\ v •.-..-
.-•""". \...-^\ \ \" -
'•:^ .;...;-r •..^\\-\;«,,,_.L...

'ff

:.•.,-

—-t"'"
!:- \

-^"
-d-
' .^\
..L-.-V'

\

^•v

^^p''\^ .':\
^!rh"'J'^-^-

\

'•. '''•
•..•

•<t .••
^:\

•itGemarkung Gei.nsheim
nljr'-5-7.8 ^;'slabI.10CO'
D:e l/a'.Astr,r„n,on^e //urdp vo,p r.^-><;l.„r..t
GfoO-Gerau g.leriigi. ' -
Ef' wird ü"^iniüt.,.lan,„e Grm^n.ind
B—chnur.^„^P!^,ürkn ,n,< .-.„^ch.eis d.s
Liegcn5cha)is^„.a....rs.;;h<To.ns:Tr.->en.

Gr.on- Gera.j. c'en '?'/ Oktober 1963
•'.•(rff'Cld.-T]!

'••Jk

;

"^\^-"
'""'V' \ ''.• T

^''^\'\ \^..1^:..—^-—-';:''
"'-..•-'':"""\ '. \ • l •'•"'" ''''~:'"": '""'-v ..—...—

^---\

-\-.'I ^\*- •—^-<— •:.J .-''':
i-^^L:

;;i^l..

...\ a'

;•:':';. :^-" •I'?>.
-^-^•\A\.. \
'rr.JU^v:..\

/' .1^!.\
: \c..\

\ . '^-^v.\.. -t-I V"I.II.

\\ '^1-A i..> •;.i . )

.V..-
^. :ÄA: .;••

•: V....J .1.--^•v Yr\~\ —.—it?^-;—-^..'^^^^"u^:-t \"Ä\^ :-Ü... 1--\\\\ ^7L^^t--.
\ . •;"s

:1

'*/

^^-^—'—^•-^^'r'-} l. - .^&-T.; ^^^y^''Y":"~ ^U..-1 f.. / /?i'- ;:l>;_.^-i-l•^^:': P-' 'L.J"'J'":' 1 ( "-' /f^^ri
~^, ..• I ' ,-J :; •• [, [ .. /^ .•••"'." \°li !„-....-l'—J,' "•,- • .if"-::!~~"iill\"^. J^A

...-;;; ^----T "\ } • '^;. - '. J'i/J.s^^-^T~, "I:; l". ;\ ' 1' •• . . •'•:•/• ... f;if^-^^r..

.•••/
.!.. •

•"

-y.\r'-''""';t'''''~"''li^4-.::---rJV'.l^—^::^.\.:l-..^f^:L-!^^^
\Y^^----*,i-:"--—i-t"":'."i. '- •'•i![__- :.: ^

- •." ^\ \ v.,..... ..., ^.._L^j . i-.: •r— —T-^i "--~"l..r"i|1!
.•••-y'\' '~.rv'~~^'^''\'^":'.n. '"'ii'^.:^\'. 's • '-^J L.-.L-^—-—-—^--

'.-

\
\
l

-;.' "L-
-"—^•:-

CM "• "

I ^'.'. I ' :i 'i

-^—--^--—"-
*< *^\ I-III"',' l -l

-;; I- ••
-:-;j

(^-^-.-^

I

•I

•A-fl

...*

L- ..^.J-
rs

.1...
1-1"'.

r-.

.-'••.

c"
fc F E U FT ^ ^.

j"i ^ i i'
^ted? £ u £=MI S gl»CUCt

LANDKR.. GROSS-GERAU REG. BEZ. DARMSTADT

NACH DEM BUNDESBAUGESET^ VOM'^23'.6a 1960
ss 7"
ES GiLT DIE BAUNUTZUNGSVERORD. 68 BGBLI/69SJ237

GE
MD
WA

0
GRZ
GFZ
ROM. ZIFF. Z.B.»

•••

0

r: rtt ';

GEWERBEQEBIET

DORFGEBIET

ALLGMEfNES WOKNGEBIET

OFFENE BAUWEISE

GRUNOFLACHENZAHL
GESCHOSSFLACHENZAHL
ZAHL _DEF1 VCLLGEECMOSSE
2 GESCHOSSE ^.S HÖCHSTWERT

GRENZE DES RAUMUCH£N G£L-
TUNGS££R£ICHES OES BEBAUU^GS-
PLANES
^BGRCNZUNG WM GERIETEN
UNTERSCh·i£DLIC^ER NUTZUNG
EAUGnENZE

veRKEHRS'FLfcHE

FLÄCHE FÜR O'E BESEITIGUMG
VON ABWASSER (KLÄWNLA3E) .

GffjNnJiCHS (FRIEDHOF)

p!£ UBERBAUBARE FISCHE LiEGT ZW.SCHEN
BAUGRENZEN.
HAUPT UND NEBENGEBÄUDE DÜRFEN NUR INNER
HALB DIESER GRENZEN ERRICHTET WERDEN.
DIE VORDERE GARAGENFLUCHr WKF NICHT.
NAHER ALS 5.00m AN DER STRASSE'ui'G'E N.
AUSNAHME: &ARAGEN IN GREN2BEBAUUNG

INNERHALB DER SEITLICHEN
BAUGRENZEN UND DER GRUNDSTÜC

ZUSÄTZLICH IN DER C£KENNZE:K:HNETEN-FÜiÖ-E
. ERRICHTET WERDEN. L„;L.].J

FÜR DE LANDWIRT-

U^FORW^SIATION

AUFSTELLUW B£SChlLOSS£N AM: 21.4.1987

^fft^fv'

-.8URG£RW.E!STE.R.
-£^ARalirET''VOM^ETs~BA'ÜAMf-GFO?S~GERATl"IM-r<iviMBTifT9^^

/K^^
KREISBAUqiREKTOR _ .-—......._...__._.___
^^H/ä?Ti?AWfä Mi^DEH-BÄUL^fpLA^rEN-DeR-^^HBAr^
LfO BEIEILG'J-'S D£R TFA3£R OFFENTL. BELAf<G£ OFFENGEl.EGT-IN OER
ZEIT VON 26.1.1970 . BIS :2^. 2. tOTO

^

A

4< f

4

" f/Y^>^
•-.

~-^.^/

0 r
°^^·>

"f"^^
} ?.^'( c

^•=L-/^
(\<

y.^^1^, .
.ayRCRME;i.sr£^... .•.-._._.-........._.,..._
ALS <ATZUNO"B£SCHLÖSSEN ' "WN' D£R"GEMEINCe'VEP"R£TUNG'
AM-. 15.5.1970

l-^^- . ^-ti
^ROE^EWJ.R...

^•^"•^N/<",^'^
^ ^'/

G£N£HMIQT;
^

^ -G_°_n °j'-'" i :>..
^^n.,1 Via. .,^ ...ll.W/Ji^

^».v/i .(tdo<yo't'
t.r.-.l'sdl. d,n__?.L '" ;<;|1

' -—•-

'DER' GENE;K^

II€ft^?:.^^
*3,-4'T<y> 3icl l<C9;crungipft>id^n1
^•^%7^ha
^59^

uGTE REEy-UUtlGSI' - --1-
>'/UFüe IN/&R 2 El r VOM.

BIS '.?</• ^'.//'-1 •^/.''-' »•l ÖFf-ENTL . AySi?'ELEGT7 DIE: ^ AUS'LEGUrJG
\'Slw..^_.'i\:11'hOm^BuCH DWCH. ^.-^ <..„<•/^/«7<:-

Lf.y.CriT 'AOfCCN. REEHTS'.EROrOLICHKOT AM ://./>-. <///•
.

BÜRGEKr^E!^?''.....____._. _

<?
c'-1.r,'' •

/•:• ••>;
? ^
:< .-

& • :• •

i^
<'<<.n..^



-
»

!
C

L
, U

J
O

Q
 L

O
—

s
 a

 c
^
)

»
A

j ^
 E

3
:

X
 ^

D
 C

J
L
Q

 =
3
 ^

^ 6
3

C
 C

3
^
 C

Q
 C

^
.

-U
 L

U
 ?

—
»

^S
 O

Q
 ^:

C
D

L
O

-0
g

sM
 =

•

£
S

2
.

(U
C

3
Q

 3
C

sl
C

D
^

Q
.

9
.^

0
3
 3

0
1

w
 5

0
1

8
-
^

0
c3

;;
cs
. s

^
^

a
.

O
Q

2
.

L
U

Q

^
^

0
3

 ^
0
3

Q
- ',

:^"
^

z
"

.-•
A

\

0
7

\
^>.

^
I

^
\

-̂
^

\
\

'^
•'.';

•^,

:^\\
\

^

<
^
-7

 •
<

•
\

^
-

•s

)
I
 
/
'

\
(

' 
^

s
=

<
-

^
a

/
??

^
'^

\
7

..J
/

^
•
^
\

\
.
/

/

\
^

y<

\
/
^

"
^

/•
\

^
-)

\

r^~
N

,
\

\
\

^
\

/•
y

^
\

\
\

\\
/••

\
/

•4
.

/
)

\
/

\.
\

/•
\

^
\

\
\

^

r-,
>

^
/

^
^

/
./-

\
/
''

\
. .'^

^
,-I

.^
^
-'/

^
\

^
•
v
"
.

.••

^
^
r

.s
/*

^.. Y
•>.

/

^
 
'r
'

\
/

>
\

-
'

.<



^̂
J

C
L- u-^

S
: C

^
 L

Q
^
 C

D
 (V

)
Ü

J
 2

: <
^
C

 =
D

 C
j

C
O

 ^
D

 ^
s
: <

c
 o

»
-1

C
Q

C
C

:
U

J
 L

U
 ^

-l
C

5
5

 0
3

 ^

0L
O

3
-0(5

 S
^
-
»

 
N

WE
0

ra
 a

C
3
 i_

,
Q

 S
C

^J
^
i

ä
."

0
=

3
9
.^

2
 I

<
0

1
^

W
c
a

0
1

0
0

0
c=

3
L
J-

c
: .:

c
^

S
 s

^
=

3
C

L
2

c
^

^
h

-
Q

 !]
c
n

^
E

L
L
U

L
L
J

^
/

^
.--'

•.-.-

^
0

^
}-

\
.\

\
•..\

^
-

..'

^
\

^
\

)..
\

\
\

^
i<

^
^

\
7

•I

s
.

-
\

'\.l
t
\

o
»

%
.

^̂
^
--I'

^
^̂

•d
i

^
^
.

^
^

^
y
,

-&•
•I

%m
-

/
-^

1
^

^

,;

^
x

-
^
,\

\
^

\
;•-

v
A

\
/

\
\

.t

\
\

\
\

^
I»

/

\
/
/

\
/

\

l
\

^
>

•
\

^%
\

t.
v

<s-
t/t-

\
^

^
-
"

^

\
%

\
\

•t
%

^
I.

^
\

1
\

\

\^
\

^
\

-»
;

%
.

,•-
•
i

\
^

\
r

y
\

E
»'

\
y

r
'

/
^

y
^

r
.1

;,"

\.
-r

•%
••-.-

•N
^

^
•>

•s
^

.^
^

^'s
%

\
?
•'

\
-
^

r
r

•^
•'

/
Y

.-
^

'(



\

Sonderkarte Flur 1I

ibl
W!

7

l

/-

••.•v

\
ss<

m

".

•-. J7
•15

iS

..'
^w

ff&Ms"/'• mm .L ^^^^'^ ^\ W.

^^-'; ^^?///- l,'- ^:-t^ m;.: ::f^m&•••.••>;. 3S

<> \ •••.•->•m :•
'.v •:^ I•r.

^m :/•. \. ^:. is
\- *.

,* ^.<- :: ^•^•^ ••:.^ ••;.;•••. :/-^ .•v•:: i:•'.•L /7^-34

iiiill.

•.'. m
^ii •\ 2 13

ns ••VF•••.•. ^ SSi»
:<

^^. •ifr li..l. 39:it •?^'7•:•;• •):/',i
S-ii?

\:'.' 3-.-.'s.•••>: }^13 •.••;\ 33^N ^;<•/ \- !..*
•s-' •;;•v\ :•- M =-^,:•• -./-,^^ ^</..** 1.25'v. ^•.'~.\': 3•.':•:•l^ :<; (.

i .^. .•••.•;••A:.: ;» ^A-;. ^ ?3r l :•::4/-" i':•'.- s.*•• :^J :.^.•\ :::::;•:y/.••• •:;••:- :•:•:.•;:^-'/> v::\~\ .•.'.;''.^•' :-J y^y: .•:• 2^^^:ff:-^ ^^-'; ••:.•/; ^.••• /, -^m !":•:;;^*J ^^) .•::m :•;: ^^ ••;:.*•• ^sm^ ^ \.^^: 30^ •; •^ '.'; €^?7fSä 5v :.•••.v 1111^•:m ::2 ^;^^ MM^/ €: ^^^.-.''..*•~v' ^^ emeindeilN com .••• .0 ^ '.'.'•^^ t^«^ \ CD- 1k-! Vi /~ \
»»25^^. ^ [•'.";-• ••• \

^ •?. ••:: r\ 6

©. \•'..»

^ .*•••;^ .0.
mi K

^m \m> ® 5J7:-<^ \ \
^ T:;.: \\N »

::••• •/ \ »^m ^•;:y •:•:. i8i Biir\^. \:.'.• A ^ m\ \m ^?5 ii:KG ^\\ ß
\\N^;^ \

\•' \J\v-. <- \
\N\

m \\m•:Y.'.2 \ \ ^Sä
\ ^BIM tg9

m iiQ. i <s^7^54
••. 7/ 19 s

310 21.Sfl.
ms

m
mc: W M a^1^ i/^

m20 mm liTO g? g-gv.»i B•g m as L). Sir-*?

<Q s ^^42 ! 5.03 m ill
T. 01 m!S <ü Pf. s

cn i^ils il/ gSiS!m E?.co -^CD m co 3^ ^s:» CO m2a i3^^••;̂ s
ssssf ^ 2 3<:*^.

t ^^»N^iBläl l^s

^

^

w^.
7^'^^

^^\
M^

•I

^
\ \ \ M
^'\\\
K<v.\'l

P=q^1
\^-i^\

1

LEGENDE

vorhandene Laub- bzw. Obstbäume

vorhandene Flehten

Gehölzgruppen, überwiegend aus Hol under

Wiese

Acker (Gemüse, Luzerne)

Ruderalvegetation

Rasen

Nutz- bzw. Ziergarten

Asphalt/Betondecke .

Verbundsteinpflaster/Plattenbelage

groBfug-ig verlegtes Pflaster.

v/assergebuFidene Decke

Schotter

Hauer/Kaschendrahtzauri

Nr. siehe Erläuterungsliste als Anlage z. Bestandsplan

räumlicher Geltungsbereich

GEMEINDE TREBUR ORTSTEIL GEINSHEIM

LÄNDSCHAFTSPLAN
ZUM BEBAUUNGSPLAN
"KIRCHGASSE"

BESTANDSPLAN

JUNI 1990 M 1:1000

PgD • Planungsgruppe Darmstadt
Landwehrstraße 7a • 6100 Darmstadt • Telefon (0 6151) 2 68 38



ERLÄUTERUNGSLISTE ZUM BESTANDSPLAN
(37200001)

l.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

Die Freiflächen des Edeka-Marktes und von h'aus Nr. 12 (Treburer
Straße) sind mit Asphalt und VGrbuna'stGinpflaster von versiegelt
und werden als Zufahrt und Parkplatz (ca. 18 StenpTätze] in An-
Spruch genommen. Einziges Grünelement ist eine kleine Strauchpflan-
zung mit Thuja und Schneeball im westlichen Teil.

Hof-fläche dient als Lagerplatz für Einkaufsmarkt, hoher Versiege-
lungsgrad.

Die privaten Hofflächen der Häuser Nr. 14 bis 18 sind zur Treburer
Straße hin mit einem Tor abgegrenzt und daher nicht einsehbar. Man
kann jedoch davon ausgehen, daß sie, ähnlich wie die Hoff lachen der
Häuser an der Ki'rchgasse, .hochgradig versiegelt sind, hochwüchsige
Sträucher bzw. Bäume waren nicht 2U erkennen.

Die Gehwegbreite -beträgt in diesem Straßcnabschm'tt nur 0,5 m.

überwiegend als Nutzgarten angelegte Grundstücksflache, an der Ge-
bäudewand befindet sich ein ca. 4,5 m hohes Holundergebüsch, dane-
ben eine Fichte (Höhe (H) 6 m )

Walnußbaum (1-! 12 m, Kroncndurchmesser (KD) 10 m], unbedingt crhal-
tenswert.

Walnußbaum (H 8m, KD 6 m), erhaltenswert.

Walnußbaum (H 12 m, KD IQ m), unbedingt crhaltenswert.

überwiegend als Nutzgarten angelegte Parzelle, einziges Großgehölz
ist die Fichte (H 6 m) an der Grundstücksgrenze.

Nutz- und Ziergarten mit 4 jungen Obstbaumen (Halbstämme), sowie:
Birke (H 10 m, KD 5 m)

Robime (H 6m, KD 4 m)

2 alte Birnenbäume (Hochstamm) H 8 m, KD 5 m und l Fichte (H 6m).

Obst- und GemiJselager, an bestimmten Tagen auch Verkauf, die nörd-
liche Gebäudeseitc dient als Reklamcwand.

Die Schotterfläche v/ird als Parkplatz, der angrenzende Bereich, ein
ehemaliger Nutzgarten, als Lager- bzv.'. Abstellplatz genutzt. Das
Grundstück ist mit einer 2 m hohen Mauer eingGfnedet.
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

Erschl i'eßungss-traße mit einer 2,8 m breiten Betondecke, die 0,5 bis
1,0 m breiten Straßenränder sind teilweise als Tnttrasen ausgebi'1-
dct bzw. mit Ruderalvegetation bewachsen, die in ein-igen Abschm't-
ten durch GKtei'nsatz beseitigt wird.

Der ca. 20 m breite Grünlana'streKen gehört zum direkt angrenzenden
landwirtschaftlichen Betrieb. Die Wiese läßt sich über die domime-
renden Obergräser Gtatthafer, Knaulgras und Quecke als gut gedüngte
Talfettv/iese char.aktensie.ren.

Gemüseanbauflache mit künstlicher Bewässerung.

Gemüseanbau auf der westlichen Parzellenhälftc, die restliche Flä-
ehe ist mit Luzer-nen (Gründünger) eingesät.

Die Parzelle wird
Fahrspur wird der
sen.

als Wiese genutzt, liber eine mitti'g gelegene
angrenzende landwirtschaftliche Betncb erschlos-

Ackerbrache in relativ frühem Sukzessionsstadi'um, neben den Acker-
Unkräutern wie Hirtentäschel, Klatschmohn, Strahlenlose Kami'ne
treten bereits fleckcnhaft die hochwuchsi'gRn Arten der Wiesen (z.B.
Glattha-fer, Knaulgras, Schafgarbe) sowie ausdauernde Rudcralpflan-
zen (z.B. Kompaßlatti'ch, Wsgrauke) auf.
Auf dieser Fläche ist ein Wohnwagen abgestellt.

Die Ruderalflora des Randstreifens wird anscheinend mittels
Giftei'nsatz beseitigt.
Die angrenzenden Grundstücke sind mit einer 1,5 m hohen Mauer bzw.
einer 2 m hohen Thuja-Hecke eingefriedet.

Nutz- und Ziergarten mit 5 Z.T. neuangepf langten Obstbätimen
(Niedrig- und Halbstämme).-Die Fläche mit Ruderatvegetation dient
als Stell- bzw. Lagerfläche, sie wird also von Zeit zu Zeit ge-
start, die Bodenbedeckung beträgt hier nur 60 %.

Walnußbaum (H 10 m, KD 6 m), von eingeschränkter Vitalität.

Walnußbaum (H 10 m, KD 7 m.], unbedingt erha1 tenswert.

Walnußbaum (H 11 m, KD 8 m), unbedingt erhaltenswert.

Walnußbaum (H 8m, KD 6 m), erhat tenswert.

Die unversiegelte GrundstücksfTachc ist eingesät, neben den Walnuß-
bäumen (Nr. 24 - 26) sind noch ein Gebüsch aus l-1a1under, Forsythie,
sowie zwei neugepflanzte Obstbäume (Halbstamm) im östlichen Bereich
als größere Grünelemente vorhanden.

Die Hoffläche des evangclischen Pfarramtes ist bis auf die ca. 4 qm
großen Baumscheiben voll mit Bctonplatten versiegelt. Der westliche
Grundstü'cksbereich war m'cht einsehbar.
Es sind drei Jungbäume (H ca. 3 m] vorhanden (Wei'ßbunter Ahorn, Ka-
stam'e, Zierk'irshce ), daneben



29.

30.

31.

32.

33.

34.

ein großer Walnußbaum (H 11 m, KD 8 m), der unbedingt erhaltenswert
ist.
Vogelbeere (H 6m, KD 4 m)

Wäscherei

Fläche mit Basaltschotter, in der südliche Hälfte ist ein Nebenge-
bäude abgenssen-worden.
Süßkirsche (Halbstamm, KD 7 m)

2 Blaufichten (H 4 m).
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